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Priifungsauftrag und Priifungsumfang
Auf der Grundiage von § 88 ff. LHO u. § 137 Abs. 1 KVG LSA flihrte der Landesrech-

nungshof eine Uberodrtliche Kommunalprafung in der Stadt Dessau-Rofdlau mit dem
Schwerpunkt ,Prifung der MaRnahme Ersatzneubau Muldebriicke (Bw 11) im Zuge
der B185 in Dessau® durch. Neben der Prifung der Stadt Dessau-Roflau wurden
ebenfalls ortliche Erhebungen beim Ministerium fur Landesentwicklung und Verkehr
(MLV), bei der Landesstrallenbaubehdrde (Zentrale) und beim Landesverwaltungs-
amt (LVwA) durchgeflhrt.

Das Eroffnungsgesprach bei der Stadt Dessau-Roflau fand am 7.09.2015 statt. Die
ortlichen Erhebungen hat der Landesrechnungshof im Zeitraum vom 19.08.2015 bis
21.10.2016 (mit Unterbrechungen} im Ministerium fur Landesentwicklung und Ver-
kehr (MLV), im Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) (LVwA) und bei der Stadt
Dessau-Roflau durchgefihrt.

Das Ziel bzw. der Schwerpunkt der Prufung lag in der Darstellung der Finanzierung
der Baumalnahme Ersatzneubau Muldebricke (Bw 11) im Zuge der B 185 Dessau
einschlieBlich der Planungsieistungen. Weiterhin sollte die BaumafRnahme dahinge-
hend gepruft werden, inwiefern die im Zuge der Planung und Abwicklung verausgab-
ten Mittel einschlief3lich der Landesmittel (EntflG) wirtschaftlich und sparsam verwen-
det wurden. In diesem Zusammenhang lag ein weiterer Schwerpunkt in der Priafung,
ob die Stadt bei den entsprechenden Verfahren der Ausschreibung und Vergabe von
Planungs-, Liefer- und Bauleistungen die gesetzlichen Vorgaben, Bestimmungen und
ggf. Nebenbestimmungen beachtet hat. Auf dieser Grundlage ergibt sich die folgende
Grobgliederung des Prifungsberichts in einen Berichtsteil zur Finanzierung der Bau-

malnahme und einen Teil mit baufachlichen Feststellungen.

Am 13.11.2017 fand eine umfangreiche Erdrterung der Feststellungen mit der Ver-

waltung der Stadt in einem Abschlussgesprach statt.



Zusammenfassung der wichtigsten Priifungsfeststellungen

Die Stadt versdaumte es, bestehende Planungs- und Umsetzungsrisiken far den
Ersatzneubau der Muldebriicke rechtzeitig in die Kosten- und Finanzierungspla-
nung einzubeziehen und somit die hiermit verbundenen monetdren Risiken flr
den stadtischen Haushalt und den Férdermittelgeber aufzuzeigen.

Die Stadt wendete insbesondere das Instrument des Projektmanagements ein-
schlief3lich Projektsteuerung und Projektcontrolling fur die Bauplanung, Bauaus-
fuhrung und Bausteuerung unzureichend an. Ein Projekthandbuch lag nicht vor.
Eine alternative Kostenplanung flr den Ersatzneubau der Muldebriicke ohne
vorhergehende Fertigstellung der Ostrandstrale war bis zum Jahr 2010 nicht er-
folgt.

Die Finanzierungsrisiken fur den Ersatzneubau der Muldebricke erhéhten sich
weiter, nachdem das Bauprojekt ,Ostrandstrale“ nicht rechtzeitig durch das
Bauprojekt ,Muldebriicke in der Prioritatenliste fur die 2014 auslaufenden EFRE-
Mittel ersetzt wurde. Ursachlich hierfur war die verzogerte Beschiussfassung der
durch die Verwaltung erarbeiteten Vorlagen durch den Stadtrat.

Die veranschlagten Gesamtkosten fur den Ersatzneubau der Muldebricke erhéh-
ten sich von der ersten Planung im Jahr 2005 mit 5.350.000 Euro auf 20.200.000
tm Juli 2016. Die Kostensteigerung i. H. v. 14.850.000 Euro (278%) hat entspre-
chende Auswirkungen auf die Leistungsfahigkeit der Stadt und auf die nach
EntflG fur den kommunalen Strallenbau in Sachsen-Anhalt zur Verfugung ste-
henden Fordermittel.

Die Verzégerungen im geplanten Baufortschritt fihrten u. a. dazu, dass der Stadt
Fordermittel i. H. v. 942,760 Euro aus der Komplementarfinanzierung geman
§ 16 Abs. 2 FAG LSA entgingen.

Eine fehlende Bedarfsplanung nach DIN 18205 fuhrte zu Mehrausgaben flur Pla-
nungsleistungen und in der Bauausflhrung.

Die Hohe der Honorarkosten fur die erforderlichen Planungsleistungen hat die
Stadt unzureichend im Verhandlungsverfahren bertcksichtigt.

Die Auftragsvergabe fir zusatzliche Planungsleistungen der bauzeitlichen Um-
fahrungsstrecke erfolgte ohne Wetthewerb. Dies steht im Widerspruch zu einer
erforderlichen wirtschaftlichen und sparsamen Handlungsweise der Stadt als Zu-
wendungsempfanger.

Die der Stadt durch die Planungsgesellschaft vorgelegten Honorarabrechnungen
waren teilweise nicht nachvollziehbar und somit nicht praffahig.

Die Stadt hat Nachtrage Uber Planungsleistungen in Abweichung vom Hauptver-

trag ohne ausreichende Beachtung bestehender Vertragsinhalte abgeschlossen.



Dies fuhrte zu Doppelabrechnungen und zu weiteren finanziellen Nachteilen fur
die Stadt.

Ein unvollstandiges und mangelhaftes Leistungsverzeichnis flhrte u.a. zu einer
verspateten Auftragserteilung von Bauleistungen. Dadurch sind der Stadt finanzi-
elle Nachteile entstanden.

Die Erfahrungen zur Kampfmittelfreigabe von Flachen aus vorangegangenen
Projekten hat die Stadt unzureichend genutzt und somit auf ein sparsames und

wirtschaftliches Handeln ungenigend Einfluss genommen.



3. Kostenentwicklung und Finanzierung des Ersatzneubaus

3.1  Entwicklung der geplanten Gesamtkosten von 2005 bis 2016
Ausgangssituation
Den Ersatzneubau der Muldebriicke (Bw 11) hatte die ehemalige Stadt Dessau’ auf-
grund einer im ersten Halbjahr des Jahres 2005 vorgenommenen tiefergreifenden
Bauwerkszustandsanalyse in die Investitionsplanung aufgenommen. Das damalige
Ergebnis des Schadensgutachtens fur den Briickenzustand ergab einen ungeniigen-
den Bauwerkzustand (4,0) mit einer verbleibenden maximalen Nutzungsdauer von
8 Jahren, aus der erheblicher, kurzfristig erforderlicher Instandsetzungsbedarf abge-
leitet wurde.
Im Rahmen des Mitte Juni 2005 vorgelegten Schadensgutachtens erstellte das be-
auftragte Ingenieurbiro eine Berechnung zur Ermittlung der wirtschaftlichen MaR-
nahmenvariante zur Beseitigung des Instandsetzungsbedarfs. Es betrachtete hierbei
die MaBnahmenvarianten
* Komplettinstandsetzung",
» ,Neubau des Uberbaus, Instandsetzung der Unterbauten® sowie
o vollstandiger Neubau®.
Die Kostenermittlung fur die Wirtschaftlichkeitsberechnung erfolgte dabei auf Grund-
lage eines Verfahrens der Bundesanstalt fir StraRenwesen’. Hierbei weist das Gut-
achten explizit darauf hin, dass die fur die einzelnen MaRnahmenvarianten ermittelten
Kosten nur zum Vergleich der Wirtschaftlichkeit der verschiedenen MafRnahmen un-
tereinander herangezogen werden kénnen. Sie sind hingegen nicht als MaRstab fur
die Schatzung der tatsachlichen Manahmenkosten, vergleichbar einer Kostenbe-
rechnung auf Grundlage eines Bauwerksentwurfes, geeignet.
Im Ergebnis des o.g. Variantenvergleichs erwies sich der Neubau der Muldebriicke
mit kapitalisierten Gesamtkosten i. H. v. 3.216.300 Euro als die wirtschaftlichste Vari-
ante. Far die Malinahme ,Komplettinstandsetzung” berechnete das Ingenieurbiiro
Kosten i. H. v. 3.569.000 Euro, fur ,Neubau des Uberbaus, Instandsetzung des Un-
terbaus” Kosten i. H. v. 3.816.700 Euro. Das Gutachten empfahl aus diesem Grund
die Realisierung des Ersatzneubaus der Muldebriicke und wies gleichzeitig ausdriick-
lich darauf hin, dass die Umsetzung dieser Variante das Vorhandensein einer zusatz-
lichen Muldequerung voraussetzte.

in der Folge entschied sich die Stadt fur den Ersatzneubau der Muldebriicke.

' Bis zur Stadtefusion zum 01.07.2007 war die Stadt Dessau zustandig, ab diesem Zeitpunkt die neue Stadt Dessau-Roflau.
Der Landesrechnungshof verwendet im Folgenden die Bezeichnung ,Stadt".

2 Kostenermittliung geman Anlage 2 der ,Weiterentwicklung des Verfahrens zur Ermittlung von Baulasttragerkosten im Rahmen
des BMS"



Ausschlielllich diese Malnahmenvariante stellte somit die Grundlage fur die an-
schliefiende Ermittlung des Investitionsbedarfs sowie die hierauf aufbauenden Schat-

zungen der Gesamtkosten in den Folgejahren dar.

Tabelle 1: Entwicklung der geplanten Gesamtkosten sowie deren Finanzierung fur
den Ersatzneubau der Muldebriicke im Zeitraum 2005 bis 2016

Schadens Planung Planung Planung Planung
-analyse 2005/07 2009in € 2010 in € 2011712
2005in € in€ in €

3.216.300 5.350.000 7.249.400 9.490.100 14.173.000
K. A 4.240.000 6.000.000 k. A 13.200.000
KA 0 7.040.000
k. A 3.180.000 4.800.000 3.520.000
k. A 0 0 880.000
k. A. 3.180.000 4.800.000 k. A. 11.440.000
k. A 2.170.000 2.449.400 k. A 2.733.000
k. A k. A k. A k. A. k. A.
3.216.300 5.350.000 7.249.400 9.490.100 14.173.000
2013 2013 2013 2013 2014
kapitalisierte Planung ohne | Planung ein- Vorbehalt
Kosten zum Behelfsbriicke; | schlieRlich der Realisie-
Wirtschaftlich- | Voraussetzung | Anpassung rung des Er-
keitsvergleich | Realisierung Verkehrsanla- satzneubaus
von Mafinah- Ostrandstralle | ge ohne Be- in der EU-
men, keine helfsbrlicke; Struk-
Kostenbe- Voraussetzung turfondsperi-
rechnung ana- Realisierung ode EFRE
log Bau- OstrandstralRe 2007-2013
werksentwurf

* GemaR § 16 Abs. 2 FAG LSA wurden bis zum Jahr 2015 der Investitionspauschale gemaf § 16 Abs. 1 FAG LSA eine be-
stimmte Summe vorab entnommen und finanzschwachen Kommunen (auf Antrag) zur Erbringung des Eigenanteils nach § 3
Abs. 1 EntflG zur Verfigung gestellt.



Planung Planung Planung Planung
02/2013 in € 08/2013 in € 2015in € 07/2016 in €
16.189.200 17.519.000 17.519.000 19.625.000
14.250.000 15.430.000 15.430.000 17.400.000
7.600.000 0 0 0
3.800.000 12.344.000 12.344.000 | 13.920.000*
950.000 3.086.000 615.980 615.980
12.350.000 15.430.000 12.959.980 14.536.080
3.839.200 2.089.000 4.559.020 5.088.920
631.000 631.000 631.000 575.000
16.820.200 18.150.000 18.150.000 20.200.000
2014 Ende 2015 2016 2017
5 % Reservebetrag | EFRE-Forderung weitere Férderung umfangreiche
nicht realisierbar nach § 16 Abs. 2 Nachtrage
aufgrund Verzoge- FAG LSA entfallt
rungen, ausschliel- | aufgrund Neufas-
liche Férderung sung FAG
EntflG + FAG,
15 % Reservebe-
trag

* fur die Planung der Kostensteigerungen bzw.

Nachtrage trifft die Stadt Dessau-Rofslau die Annahme, dass diese

ebenfalls zuwendungsfahig nach EntflG sind und entsprechend zu 80 % gefordert werden

Tabelle 1 zeigt die Entwicklung der prognostizierten/geplanten Baukosten fur die Ge-

samimalnahme Ersatzneubau Muldebrlicke sowie deren jeweils vorgesehene Fi-

nanzierung im Zeitraum 2007 (von der ersten Anmeldung von GVFG-Férdermittein)

bis zum Oktober 2016 (dem Stand zum Zeitpunkt des Abschlusses der értlichen Er-

hebungen durch den Landesrechnungshof). Der Vollstandigkeit halber wurde der im

Schadensgutachten im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsanalyse ermittelte Wert fur die

wirtschaftlichste Variante ,vollstindiger Ersatzneubau® i. H. v. 3.163.000 mit aufge-

fuhrt, da dieser den Ausgangspunkt fUr die Investitionsentscheidung der Stadt bildete.

Die Tabelle stellt die Grundlage fur die folgenden Sachverhaltsdarstellungen sowie

Feststellungen und Bewertungen dar.
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Kostenplanung 2005/2007

Auf Grundlage des im Juni 2005 erstellten Schadensgutachtens und der getroffenen
Entscheidung zum Ersatzneubau der Muldebrucke lag am 30.06.2005 eine erste Pla-
nung der Gesamtinvestitionskosten (Mittelanmeldung Vermégenshaushalt 2006) des
zustandigen Tiefbauamtes (Amt 66) der Stadt vor. Diese sah Gesamtkosten i. H. v.
5.350.000 Euro vor und wurde dem Ausschuss fir Bau, Stadtplanung, Vergabe und
Umwelt mit Informationsvorlage — Nr. 3.11 vom 07.11.2005 zur Kenntnis gegeben.
Laut der ersten Planung des Tiefbauamtes und der Informationsvorlage basierte die
Realisierung der geplanten [nvestition mit den veranschlagten Gesamtkosten auf der
zwingenden Voraussetzung, dass bis zum Jahr 2011 - und somit vor Beginn der Bau-
realisierung der Muldebriicke - die InfrastrukturmaRnahme ,OstrandstralRe“ mit der 2.
Muldequerung abgeschlossen ist und somit die Kosten fir eine ansonsten erforderli-
che Behelfsbriicke eingespart werden kénnen oder die Moglichkeit des Bauens unter
Verkehr umgesetzt wird.

Der Landesrechnungshof konnte den durch die Stadt zur Verfligung gestellten Unter-
lagen nicht entnehmen, welche weiteren Parameter der ersten Schatzung bzw. Pla-
nung der Gesamtkosten (neben dem Gutachten) zugrunde lagen.

Anlage C der Informationsvorlage - Nr. 3.11 vom 07.11.2005 enthélt eine Ubersicht
zu den geplanten Haushaltsmitteln und zum zeitlichen Verlauf der beiden Investi-
tionsprojekte ,Ostrandstrafle” (2. Muldebriicke mit Ringschluss) und Ersatzneubau
Muldebricke. Hiernach sollte die zweite Muldebriicke im Jahr 2009 fertig gestellt
werden. Es wurden Gesamtkosten fir beide Projekte i. H. v. 15.457.520 Euro veran-
schlagt.

Eine alternative Planung der Gesamtkosten fur den Ersatzneubau der Muldebriicke,
welche das Risiko einer erforderlichen Behelfsbricke bei Nichtfertigstellung der ,Ost-
randstrale” berucksichtigte, enthielten weder die erste Planung der Gesamtkosten
noch die Informationsvorlage. Aus beiden Unterlagen ging ebenfalls nicht hervor,
welche Risiken die Planung des Infrastrukturvorhabens ,Ostrandstrae” und somit die
Kostenschatzung fur den Ersatzneubau der Muldebricke zum damaligen Zeitpunkt
aufwiesen.

Dartber hinaus kann der Landesrechnungshof nicht nachvollziehen, weshalb die
Stadt als Grundlage fur die erste Ermittlung bzw. Planung der Gesamtkosten des Er-
satzneubaus der Muldebriicke den im Schadensgutachten benannten Wert herange-
zogen hat. Das Schadensgutachten wies explizit darauf hin, dass die berechneten

Werte nicht zur Schatzung von tatséchlichen Kosten der MaBnahme geeignet sind.
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Die Gesamtkostenschatzung 2005 bildete gleichzeitig die Grundlage fur die ,Mittel-
anmeldung GVFG (Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz)® vom 26.04.2007 der
Stadt fur das Vorhaben ,Muldebriicke“. Die Anmeldung von Fordermittein nach dem
GVFG sah geplante Gesamtkosten fur den Briickenbau einschlief’lich Planungsleis-
tungen i. H. v. 5.350.000 Euro vor. Der Anteil der zuwendungsfahigen Gesamtkosten
wurde mit 4.240.000 Euro angegeben. Diese soliten zu 75 % aus Fordermitteln i. H.
v. 3.180.000 Euro nach dem GVFG (ab September 2006 EntflG) finanziert werden.
Somit verblieb ein Eigenanteil i. H. v. 2.170.000 Euro fir die Stadt.

Nach den dem Landesrechnungshof vorliegenden Unterlagen war damit im Jahr
2007 fur den Fordermittelgeber (Land/MLV) und fir die Entscheidungstrager der
Stadt mit einem Gesamtkostenumfang des Investitionsvorhabens Ersatzneubau
Muldebricke® i. H. v. 5.350.000 Euro, mit den entsprechenden zu erwartenden finan-
ziellen Auswirkungen auf die verfugbaren GVFG/EntfiG-Mittel fir Sachsen-Anhalt und
den stadtischen Haushalt, zu rechnen. Auch der Mittelanmeldung GVFG im April
2007 waren keine Hinweise auf bestehende Planungs- und Umsetzungsrisiken hin-
sichtlich der Realisierung der InfrastrukturmalBnahme ,OstrandstraRe* mit der 2.
Muldequerung als Voraussetzung der Kostenschatzung fiur den Ersatzneubau zu

entnehmen.

Der Landesrechnungshof ist der Auffassung, dass eine alternative Kostenpla-
nung fiur die Variante ohne Fertigstellung der ,,Ostrandstrafe® und somit der
zweiten Muldebriicke erforderlich gewesen ware, um die Planungs- und Umset-
zungsrisiken und die hiermit verbundenen monetaren Risiken fiir den Forder-

mittelgeber und den stadtischen Haushalt aufzuzeigen.

Kostenplanung 2009

Im Juli 2009 erfolgte eine erste dokumentierte Anpassung der geplanten Gesamtkos-
ten flr den Haushalt 2010 der Stadt. Diese basierte auf einer Kostenschatzung im
Rahmen der Vorplanung des Bauvorhabens der letztlich mit der Durchfihrung des
Ersatzneubaus beauftragten ,ARGE Muldebriicke Dessau‘. Die Kostenschatzung
ging nunmehr von Gesamtkosten i. H. v. 7.249.000 Euro aus Die Ursache fir die Er-
héhung der Gesamtkosten um 1.899.000 Euro (35 %) liegt insbesondere in der Ein-
beziehung der verkehrstechnischen Anbindung der Briicke (Kreisverkehr, zweistrei-

fig) in die Planung begrindet.



12

Die Mittelanmeldung der Stadt geht hierbei immer noch von einer Realisierung des
Ersatzneubaus nach Herstellung der zweiten Muldequerung durch die rechtzeitige
Fertigstellung der Ostrandstralle aus.

Der durch die Stadt aufzubringende Eigenanteil an den Gesamtkosten sollte hierbei
um 279.400 Euro (13 %) auf 2.449.400 Euro steigen.

Die Erhdhung der geplanten Gesamtkosten wurde gegentiber dem Land als Forder-
mittelgeber in der Fortschreibung des Mehrjahresprogrammes 2010 — 2013 nach § 3
Abs. 1 EntfiG angezeigt.

Kostenplanung 2010

im November 2010 erstellte das Tiefbauamt eine Vorlage fur den Ausschuss fur
Bauwesen, Verkehr und Umwelt mit dem Titel ,Variantenentscheidung Muldebriicke".
Diese beinhaltete fir die favorisierte Variante JHavariefall* (Kreisverkehr, zweistreifig
mit Lichtsignalanlage sowie Behelfsbriicke und 2-feldrige Rahmenkonstruktion Bru-
ckenbauwerk) geschatzte Gesamtkosten i. H. v. 9.490.000 Euro. Diese Gesamtkos-
ten flossen in die Haushaltsplanung 2011 ein. Die Ursache fur die erneute Steigerung
der geplanten Gesamtkosten i. H. v. 2.241.000 Euro (31 %) im Vergleich zur Kosten-
schétzung 2009 lag in der erstmaligen Bericksichtigung einer Behelfsbriicke ein-
schlieBlich Umfahrung sowie in erforderlichen Ausgleichsmaflnahmen. Eine weiter-
gehende Untergliederung der Finanzierung nach Zuwendungen und Eigenanteil so-
wie eine Mitteilung der zu erwarteten Kostensteigerung an das Land erfolgten im
Rahmen dieser Voriage ,Variantenentscheidung Muldebricke" bzw. in der enthalte-

nen Kostenschatzung nicht.

Kostenplanung 2011/2012

Im September 2011 (Beschlussvorlage Stadtrat vom 06.09.2011) erfolgte die nachste
dem Landesrechnungshof vorliegende Anpassung der geplanten Gesamtkosten fur
den Ersatzneubau der Muldebriicke. Mit nunmehr geplanten 14.173.000 Euro verteu-
erte sich die Realisierung der Baumallnahme im Vergieich zu der urspringlichen
Kostenschatzung aus dem Jahr 2005 um 8.823.000 Euro und somit um ca. 165 %.
Die Steigerung zur Kostenschatzung 2010 betrug 4.683.000 Euro (49 %).

Die maRgebliche Ursache fur die erhebliche Kostensteigerung lag darin begriindet,
dass die Infrastrukturmafinahme ,Ostrandstralle” mit zweiter Muldequerung als zwin-
gende Voraussetzung fur die erste Kostenschatzung aufgrund des auch noch nicht
im Jahr 2011 vorhandenen Planungs- und Baurechts nicht umgesetzt werden konnte.
Die Grinde fur die Verschiebungen waren in den dem Landesrechnungshof vorlie-

genden Unterlagen nicht eindeutig dokumentiert. Dieser Umstand hatte jedoch erheb-
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liche finanzielle Auswirkungen auf die veranschlagten Gesamtkosten des Ersatzneu-
baus der Muldebricke. Die urspriinglichen Kostenplanungen mussten um die Kosten
fur eine erforderliche Umfahrung mit Behelfsbriicke angepasst werden.

Hierbei ist zuséatzlich anzumerken, dass die Verwaitung hinsichtlich der Bereitstellung
der Behelfsbricke im Rahmen der ersten Kostenschatzungen davon ausging, dass
diese kostenlos durch den Bund bereitgestellt werden wiirde Diese Annahme wurde
damit begrundet, dass es sich beim Ersatzneubau der Muldebriicke um eine Bundes-
stral’e (B 185) handele, fur die grundsétzlich der Bund die Baulasttragerschaft inne-
hat. Diese Annahme war jedoch nicht zutreffend und fiihrte zu einem betrachtlichen
Kostenaufwuchs (zum Zeitpunkt 2011 auf 2.942.000 Euro).

Ferner kam es zu zeitlichen Verzégerungen in der Vergabe der Planungsleistungen
(Planungsphase 1 und 2) fur den Ersatzneubau der Muldebricke. Die im zweiten
Halbjahr 2006 durchgefihrte Ausschreibung der Planungsleistungen im VOF-
Verfahren musste aufgrund von Verfahrensfehlern wiederholt werden. Die Stadt
schrankte durch ihre Vorgaben im Verfahren den Bieterkreis derart ein, dass im Er-
gebnis des Ausschreibungsverfahrens kein Bieter die Kriterien erflllte. So konnte die
Stadt die Planungsleistungen erst nach Uberarbeitung der Ausschreibung und der
Durchflihrung eines erneuten Vergabeverfahrens mit einem Jahr Verzégerung mit
Vergabebeschluss vom 06.05.2008 vergeben.

Die anfallenden Mehrkosten fir die Realisierung der Muldebriicke sollten nach der
Beschlussvorlage zunachst durch die Inanspruchnahme von Férdermitteln der EU-
Strukturfondsperiode EFRE 2007 - 2013 aufgefangen werden. Hierzu beschloss der
Stadtrat am 26.10.2011, den Ersatzneubau der Muldebriicke parallel zum favorisier-
ten Neubau der Ostrandstralle zur Umsetzung vorzubereiten und somit die Finanzie-
rung Uber die andernfalls verfallenden EFRE-Mittel und Mitte! flr das zunachst priori-
tare Investitionsvorhaben ,Ostrandstrale” sicherzustellen.

In diesem Zusammenhang ist aus Sicht des Landesrechnungshofes anzumerken,
dass die Verwaltung mehrfach versuchte (Entwurf Beschlussvorlagen vom
23.08.2011 sowie 08.02.2012), das Investitionsvorhaben ,Ostrandstrafie“ durch den
Ersatzneubau Muldebricke in der EFRE-Prioritatenliste fur die Forderperiode 2007
bis 2013 zu ersetzen. Die Verwaltung schétzte eine Realisierung des Projektes ,Ost-
randstrafle” im vorgegebenen Zeitraum als unwahrscheinlich ein.

Die rechtzeitige anderweitige Priorisierung hatte nach Auffassung des Landesrech-
nungshofes die Finanzierung des Ersatzneubaus aus EFRE-Mitteln sichern und somit
die bestehenden Planungs- und Finanzierungsrisiken fir die Stadt und das Land re-

duzieren kénnen.
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Diese Variante hatte der Stadtrat allerdings verworfen und damit die héchste Prioritat

fur das Investitionsvorhaben ,Ostrandstralle” beibehalten.

Erst aufgrund der Beschlussvorlagen vom 24.02.2012 und vom 05.04.2012 hat der

Stadtrat die erforderlichen haushaltsrechtlichen Voraussetzungen fur die Finanzie-

rung des Ersatzneubaus Uber EFRE-Mittel als Austauschvorhaben zum Investitions-

vorhaben ,Ostrandstralle® geschaffen. Hierzu wurde mit Beschlussvorlage vom

24.02.2012 die MaBnahme mit einem Investitionsumfang i. H. v. 14.173.000 Euro

sowie die vorgesehene Finanzierung dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorgelegt.

Die Aufstellung der Finanzierung wies férderfahige Kosten i. H. v. 13.200.000 Euro

aus. Von diesen sollten Gesamtausgaben i. H. v. 11.440.000

- Uber Férdermittel EFRE i. H. v. 7.040.000 Euro,

- Uber Fordermittel EntfiG i. H. v. 3.520.000 Euro sowie

- Fordermittel FAG (Komplementarfinanzierung EntflG gemalt § 16 Abs. 2 FAG)
i. H.v. 880.000 Euro

und somit ein prozentualer Anteil der zuwendungsfahigen Kosten i. H. v. ca. 87 % fi-

nanziert werden. Die Differenz zu den Gesamtkosten (14.173.000 Euro) fur den Er-

satzneubau i. H. v. 2.733.000 Euro war durch Eigenmittel der Stadt aufzubringen. Die

Fertigstellung der Hauptbauleistungen fur den Ersatzneubau war fir Ende 2014 vor-

gesehen.

Aufgrund der zweiten Beschlussvorlage vom 05.04.2012 bestatigte der Stadtrat den
Ersatzneubau ,Muldebrlicke® als Austauschvorhaben sowie deren zuvor aufgefiihrte
Finanzierung fir das bis zu diesem Zeitpunkt prioritar zu realisierende Bauvorhaben
,Ostrandstrale”. Zu diesem Zweck beschloss der Stadtrat zur Sicherung der Gesamt-
finanzierung eine Uberplanméalge Ausgabe i. H. v. 2.318.300 Euro sowie eine auller-
planmaBige Verpflichtungsermachtigung i. H. v. 10.890.300 Euro fir den Ersatzneu-
bau ,Muldebricke”. Die Deckung sollte hierbei teilweise aus den bereits beschlosse-
nen Mitteln fir die ,Ostrandstralle” erfolgen, deren Realisierung sich aufgrund der
Probleme bei der Schaffung des Baurechts (Planfeststellungsverfahren) weiter ver-
zogern sollte. Zu diesem Zweck sollte ferner durch die Verwaltung beantragt werden,
das Bauvorhaben ,Ostrandstrale” durch das Bauprojekt Ersatzneubau ,Muldebri-
cke® in der Liste der im Land Sachsen-Anhalt geférderten Projekte zu ersetzen, um
die ansonsten spatestens Ende 2014 auslaufenden EFRE-Mittel zu sichern.

In der Beschlussvorlage verweist die Verwaltung in diesem Zusammenhang auf die
bestehenden Risiken. So sei die ,Terminplanung (veranschlagte Bauzeiten) duRRerst

knapp bemessen und ohne Sicherheitspuffer* flr die geplante Umsetzung des Er-
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satzneubaus ,Muldebriicke® unter Ausnutzung der EFRE-Mittel. Ferner standen die
Gewahrung der Fordermittel sowie die Feststellung der forderfahigen Kosten und
somit der Eigenmittelanteil der Stadt unter dem Vorbehalt der Priifung und Feststel-
lung durch das Landesverwaltungsamt (LVwA). Hierbei war es zudem zur Sicherung
des Fertigstellungstermins erforderfich, Planungen und vorbereitende Bauleistungen
der Baufeldfreimachung bereits vor Rechtskraft der Planfeststellung auf Risiko der

Stadt auszulosen.

Der Landesrechnungshof weist darauf hin, dass trotz der aufgezihlten Risiken
die Verwaltung kein alternatives Planungs- bzw. Finanzierungskonzept erstell-
te. Weiterhin hitte aus Sicht des Landesrechnungshofes das von der Verwal-
tung favorisierte, jedoch vom Stadtrat abgelehnte frilhzeitige Ersetzen des Pro-
jektes ,,OstrandstraBe” durch den Ersatzneubau ,Muldebriicke* in der Priorita-
tenliste fiir die 2014 auslaufenden EFRE-Mittel die Planungs- und Finanzie-

rungsrisiken fiir die Stadt verringert.

Kostenplanung 02/2013

Bereits im folgenden Jahr kam es zu einer erneuten Erhdhung der veranschlagten
Gesamtkosten fur den Ersatzneubau der Muldebriicke.

Mit der Beschlussvorlage vom 05.02.2013 ,Novellierung Malinahmenbeschluss® stell-
te die Verwaltung dar, dass der fir den Haushalt der Stadt geplante Investitionsum-
fang fur den Ersatzneubau auf eine Summe i. H. v. 16.820.200 Euro angehoben wer-
den musste. Die Summe setzte sich zusammen aus einem zuwendungsfahigen An-
teil i. H. v. 14.250.000 Euro, fir den Férdermittel (EFRE, EntflechtG und FAG)i. H. v.
insgesamt 12.350.000 Euro und somit einem Anteil i. H. v. 87 % vorgesehen waren.
Der Eigenanteil erhohte sich auf 3.839.200 Euro. Ferner war nunmehr ein Kostenan-
teil i. H. v. 631.000 Euro in den Gesamtkosten enthalten, der durch die Stadtwerke
Dessau (DVV) zu finanzieren und somit nicht Bestandteil des Haushalts der Stadt
war. Im Ergebnis stiegen die Gesamtkosten im Verhaltnis zur Beschlussvorlage aus
dem April 2012 um noch einmal 2.647.200 Euro (18 %) sowie der Eigenanteil der
Stadt um 1.106.200 Euro (40 %). Die aktualisierie Kostenplanung enthielt einen Re-
servebetrag i. H. v. 5 % der Bausumme fur unvorhersehbare Mehrleistungen. Dieser
wurde in der Beschlussvorlage als gering eingeschatzt.

Als Grunde fur die Kostensteigerungen flihrte die Beschlussvorlage an:

- allgemeine Preissteigerungen,

- Kostensteigerungen aufgrund Anpassungen Bauwerksausfihrung sowie erforder-

liche Planungsleistungen sowie
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- Baunebenkosten und Kosten fir Behelfsbriicke und Umfahrung.

Dartber hinaus wies die Beschlussvorlage darauf hin, dass mit Zuwendungsbescheid
des Landesverwaltungsamtes vom 26.11.2012 fur den Ersatzneubau bereits Ge-
samtkosten i. H. v. 18.150.000 Euro (einschlief3lich Anteil DVV) und férderfahige Kos-
ten i. H. v. 15.430.000 Euro der Stadt beschieden wurden. Die Beschlussvorlage
verwies darauf, dass somit unvorhersehbare Mehrleistungen, die Uber den fiir die
Planung des stadtischen Haushalts bereits veranschiagten 5 % liegen, der Zuwen-
dungsbehdrde angezeigt werden kénnten und durch den Zuwendungsbescheid be-
reits abgedeckt sind. Grunde, weshalb der Zuwendungsbescheid und der hierin ent-
haltene Reservebetrag fur unvorhersehbare Mehrleistungen nicht Grundiage fur die
Planungen des stadtischen Haushalts waren, nannte die Beschlussvorlage nicht.
Auch dieser Novellierung des MaBnahmenbeschlusses lag keine Alternativpla-

nung bzw. -finanzierung bei.

Kostenplanung 08/2013

Noch in der zweiten Hélfte des Jahres 2013, auf der Grundiage der Beschlussvorlage
vom 08.08.2013, kam es wiederum zu einer Anpassung der Finanzierungsplanung
des Ersatzneubaus der Muldebriicke, da eine Finanzierung des Ersatzneubaus aus
EFRE-Mitteln nicht mehr zu realisieren war. Die Beschlussvorlage nannte als Grund
hierfur Verzégerungen im EU-weiten Vergabeverfahren der Hauptbauleistungen. Die
geplante Fertigstellung des Ersatzneubaus sollte sich auf Ende 2015 verschieben.
Aufgrund dessen konnte die Stadt das Projekt nicht rechtzeitig abschliefen, um die
bewilligten EFRE-Fordermittel fristgerecht zu verwenden (vgl. BV vom 24.02.2012
und vom 05.04.2012). Diese Mittel standen somit nicht mehr zur Finanzierung zur
Verfigung.

Der Landesrechnungshof weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass nach sei-
ner Auffassung eine rechtzeitige Priorisierung des Ersatzneubaus der Muidebriicke
gegenlber dem Investitionsvorhaben ,Ostrandstralle”, wie von der Verwaltung mehr-
fach eingebracht (siehe zuvor), die zu diesem Zeitpunkt eingetretenen Planungs- und
Finanzierungsrisiken hatte vermindern kénnen.

Zur Sicherstellung der Gesamtfinanzierung fand bereits am 28.05.2013 und somit nur
drei Monate nach der ,Novellierung des MaBnahmenbeschlusses® ein Arbeitsge-
sprach im zustandigen Ministerium fur Landesentwicklung und Verkehr (MLV) statt.
Im Ergebnis erhielt die Stadt am 09.07.2013 die Zusage zur Bereitstellung der insge-
samt erforderlichen Férdermittel aus dem EntflG in zwei Stufen. In einer ersten Stufe
sollte die Stadt noch im dritten Quartal 2013 die Bewilligung der Férdermittel fur die

Realisierung eines Investitionsvolumens i. H. v. 7.450.000 Euro erhalten. Fur die
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zweite Stufe der Fordermittelgewahrung fir ein Investitionsvolumen i. H. v.
10.700.000 Euro war gemaf} Beschlussvorlage die Freigabe des [andeshaushaltes
2014 notwendig.

Auf dieser Grundlage ging die Finanzierungsplanung It. Beschlussvoriage von Ge-
samtkosten i. H. v. 18.150.000 Euro einschlieBlich des Anteils der DVV i. H. v.
631.000 Euro aus. Der Anteil der geplanten zuwendungsfahigen Kosten betrug hier-
bei 15.430.000 Euro. 12.344.000 Euro und somit 80 % (4.156.800 Euro gesichert und
8.187.200 Euro mit Risiko Freigabe Landeshaushalt 2014) sollten dabei nach dem
EntflG bereitgestellt werden. Zudem sollte eine Komplementarfinanzierung des ver-
bleibenden Eigenmittelanteils der Stadt i. H. v. 3.086.000 Euro bzw. 20 % der zuwen-
dungsfahigen Kosten aus Mitteln nach § 16 Abs. 2 FAG (Komplementarfinanzierung
Fordermittel EntflG far finanzschwache Kommunen) erfolgen. Unter Maligabe dieser
Voraussetzungen hatte sich der durch die Stadt aufzubringende Eigenanteil auf nur
2.089.000 Euro und somit nur 11,5 % der veranschlagten Gesamtkosten belaufen.
Diese Planung wies jedoch insbesondere das Risiko hinsichtlich der Komplementarfi-
nanzierung des zuwendungsfahigen Kostenanteils aus Bedarfszuweisungen FAG in
der veranschlagten Héhe auf. Diese Mittel standen unter dem Vorbehalt der Bewilli-
gung sowie der Unsicherheit der Fortfuhrung der Férderung gemaB § 16 Abs. 2 FAG
nach 2014. Als weiteres Risiko nennt die Beschlussvorlage, dass ein Rechtsanspruch

auf eine spatere Foérderung nicht bestehe.

Die Beschlussvorlage enthilt jedoch wiederum keine Hinweise darauf, wie sich
der Eintritt der Risiken auf die Finanzierung auswirken wiirde und welche alter-

native Finanzierung in Betracht kame.

Bezlglich der Erhéhung der Gesamtkosten fur den Ersatzneubau i. H. v. 1.330.000
Euro gegeniber der BV vom 05.02.2013 verweist die Beschlussvorlage auf die aus
dem Hochwasserereignis vom Juni 2013 gewonnenen Erkenntnisse (hohere Wahr-
scheinlichkeit fur unvorhersehbare Naturereignisse und zeitliche Verzégerungen wah-
rend der Realisierung des Ersatzneubaus). Auf dieser Grundlage wurde der Reser-
vebetrag bei der Haushaltsplanung von urspringlich 5 auf 15 % fur unvorhersehbare

Mehrleistungen erhéht.

Kostenplanung 2015
GemaR § 16 Abs. 2 des bis zum Jahr 2014 geltenden FAG LSA wurde der Investiti-
onspauschale gemal § 16 Abs. 1 FAG LSA eine bestimmte Summe jahrlich vorab

entnommen und auf Antrag finanzschwachen Kommunen zur Erbringung des Eigen-
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anteils fur nach EntflG geforderte Strallenbauprojekte zur Verfigung gestellt (Kom-
plementarfinanzierung). Die Stadt plante fir die Finanzierung des Ersatzneubaus der
Muldebriicke Fordermittel gemaR § 16 Abs. 2 FAG LSA i. H. v. 3.086.000 Euro ein.
Diese verringerten entsprechend den durch die Stadt aufzuwendenden Eigenmittel-
anteil bei der Finanzierung. Voraussetzung fir diese Komplementarfinanzierung war,
~ dass der Kommune fur die Malnahme Mittel nach § 3 Abs. 1 EntflGi. H. v. 80 % der
zuwendungsfahigen Ausgaben bewilligt (Landesverwaltungsamt) wurden. Auf dieser
Grundlage erhielt die Stadt zur Komplementéarfinanzierung der bis Ende 2014 vom
Landesverwaltungsamt bewilligten 2.463.920 Euro Fordermittel nach dem EntflG eine
Summe i. H. v. 615.980 Euro an Mitteln gemaf § 16 Abs. 2 FAG LSA.

Mit dem FAG fir die Jahre 2015/2016 fiel die Vorabentnahme der Investitionspau-
schale zur Komplementarfinanzierung fur finanzschwache Kommunen gemaf
§ 16 Abs. 2 FAG 1. d. F. bis 2014 weg. Gemal Gesetzesbegriindung plante das
Fachministerium (MLV), die Férdermittel nach dem EntflG nicht mehr auf Antrag,
sondern in einem Pauschalsystem an die Kommunen weiterzugeben. Dem folgend
wurde die Pauschalierung auch im FAG 2015/16 nachvollzogen und die Vorwegent-
nahme eines Teilbetrags der Investitionspauschale zur Komplementarfinanzierung
der Mittel EntflG abgeschafft. Die Investitionspauschale nach § 16 FAG stand den
Kommunen somit in voller Hohe zur Verfugung.

Fur die Stadt bedeutete dies jedoch, dass fiur die Finanzierung des Ersatzneubaus
der Muldebrlicke statt der veranschiagten 3.086.000 Euro nunmehr nur noch die bis
2014 bewilligten und ausgezahiten Mittel i. H. v. 615.980 Euro zur Verflgung stan-
den. Somit erhdhte sich 2015 der stadtische Eigenanteil an der Finanzierung um
2.470.020 Euro auf 4.559.020 Euro und somit um 118 %.

Gemall Angaben der Stadt hatte diese nicht geplant, zur Finanzierung des Eigenan-
teils die nach dem Gesetz zur Finanzierung von Investitionen des kommunalen Stra-
Renbaus jahrlich pauschal gewahrten Mittel des EntflG einzusetzen. Ebenfalls sei
keine Aufnahme von Investitionskrediten zur Finanzierung geplant. Gemal Angaben
der Stadt erfolgte die Finanzierung von Eigenanteilen fur Investitionen geman dem
Gesamtdeckungsprinzips im betreffenden Zeitraum immer durch die Inanspruchnah-
me der Investitionspauschale gemall § 16 Abs. 1 FAG LSA und sonstiger zweckfreier

Einnahmen (z. B. Grundstucksverkaufe).

Kostenplanung 07/2016
Am 12.07.2016, wahrend der &rtlichen Erhebungen, erhielt der Landesrechnungshof
eine aktualisierte Kostenprognose der Stadt. Diese aktualisierte Kostenprognose

weist nunmehr geplante Gesamtkosten i. H. v. 20.200.000 Euro einschliellich des
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aktualisierten Anteils der DVV i. H. v. 575.000 Euro aus. Die geplanten Gesamtkos-
ten fur den Ersatzneubau der Muldebriicke erhohen sich somit noch einmal um
2.050.000 Euro bzw. 11,3 %. Hierbei steigt der zuwendungsfahige Anteil der Kosten
nach Angaben der Stadt auf 17.400.000 Euro und der Eigenanteil auf 5.088.920 Euro
bzw. um weitere 529.900 Euro (11,6 %). Hierbei geht die Stadt von der Annahme
aus, dass die Mehrkosten des Nachtrags anteilig in der gleichen Héhe wie die ur-
sprunglich veranschlagten Kosten zuwendungsfahig sind. Bei einer Férderquote i. H.
v. 80 % ergeben sich somit Férdermittel aus dem EntflG i. H. v. 13.920.000 Euro. Die
Einnahmen aus dem FAG verbleiben bei 615920 Euro. Die Fertigstellung des Er-
satzneubaus war zu diesem Zeitpunkt fir das Jahr 2017 vorgesehen.

Der Grund fur die voraussichtlichen Mehrkosten liegt in Nachtragsforderungen der
beauftragten Baufirma fur Mehrleistungen, die urspringlich nicht geplant waren. Die-
se Mehrleistungen haben sich im Rahmen der Bauausfiithrung ergeben und resultie-
ren teilweise aus Verzégerungen und Stdrungen im geplanten Bauablauf.

Der Landesrechnungshof merkt an, dass die zum Zeitpunkt der értlichen Erhebungen
in der aktualisierten Kostenprognose veranschlagten Kosten fur den erforderlichen
Nachtrag sowoh! der Héhe nach als auch hinsichtlich der vorgesehenen Finanzierung
Uber Mittel nach dem EntflG Risiken aufweisen. Die Hohe der angegebenen Kosten
des Nachtrags war zu diesem Zeitpunkt noch teilwiese strittig. Die anteilige Férde-
rung aus Mitteln des EntflG ist abhangig von der Prufung und Bewilligung durch das
Landesverwaltungsamt. Das Eintreten der Risiken wlrde entsprechend den durch die
Stadt aufzubringenden Eigenanteil erhdhen. Diesbezlgliche Risikoeinschitzungen
und Plane zur Finanzierung bei Eintreten der Risiken lagen dem Landesrechnungs-

hof nicht vor.

Der Landesrechnungshof stellt hinsichtlich der Entwicklung der geplanten Ge-
samtkosten fiir den Ersatzneubau der Muldebriicke im Zuge der B 185 im Zeit-
raum 2005 bis 2016 fest, dass diese von der urspriinglichen Planung (Mittelan-
meldung GVFG) in 2005/2007 i. H. v. 5.350.000 Euro auf aktuell veranschlagte
20.200.000 Euro (Stand 12.07.2016) angestiegen sind. Dies entspricht einer Kos-
tensteigerung i. H. v. absolut 14.850.000 Euro (278 %). Dabei ist zu beriicksich-
tigen, dass sich auch der Projektumfang im Laufe der Jahre erweitert hat.

Hierbei stieg der durch die Stadt aufzubringende Eigenanteil von urspriinglich
geplanten 2.170.000 Euro auf 5.088.920 Euro und somit um 2.918.920 Euro
(134 %). Die zusatzlich aufzubringenden Mittel fehlen der Stadt fiir die Durch-

filhrung anderer in diesem Zeitraum geplanter (StraBen-) BaumaRnahmen. Sie
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schrianken somit die Leistungsfahigkeit der Stadt gemaf § 98 Abs. 1 KVG LSA
ein.

Dariiber hinaus belastet die Kostensteigerung iiber die gestiegene Inanspruch-
nahme von Férdermittein i. H. v. 10.740.000 Euro (von urspriinglich 3.180.000
Euro auf 13.920.000 Euro) bzw. um 338 % die nur begrenzt zur Verfiigung ste-
henden Mittel des EntflG und somit eines der zentralen Foérderprogramme des
Landes zur Untersttitzung des StraBenbaus. Diese mehr verausgabten Forder-

mittel fehlen fiir andere kommunale Infrastrukturprojekte in Sachsen-Anhalit.

Der Landesrechnungshof sieht als mafigebliche Ursachen fir die erheblichen Kos-
tensteigerungen eine unzureichende Projekitplanung insgesamt sowie eine unzu-
reichende Vorbereitung und Erstellung der Ausschreibungs- und Leistungsanforde-
rungen an die ausfihrenden Planungs- und Bauunternehmen bei der Realisierung
der Gesamtmalnahme.

Hierzu zahlt der Landesrechnungshof insbesondere folgende Defizite:

- ungenlgende Berucksichtigung und Kontrolle von Risiken in der Bauvorbereitung,
z. B. Baufeldfreimachung (Entmunitionierung),

- Mangel in der Durchfithrung von Vergabeverfahren (z.B. Kriterien fir die Vergabe,
Leistungsinhalte der zu vergebenden Leistungen, etc.),

- ungenugende Bericksichtigung und Quantifizierung von Risiken in der Kosten-
planung (z. B. anfangliche Fokussierung auf Fertigstellung der Ostrandstrale),

- fehlerhafte und unzureichende Leistungsanforderungen in den Ausschreibungs-
unterlagen der zu beauftragenden Unternehmen (z. B. Leistungsbeschreibung
Behelfsbricke),

- ungenugende Kostenkontrolle (z.B. fehlende Kostenfortschreibungen zur Ermitt-
lung der Planungshonorare).

Hinzu kamen Planungs- und Finanzierungsrisiken aufgrund nicht rechtzeitiger Be-

rucksichtigung von Empfehlungen der Verwaltung (Vorlagenentwirfe) durch den

Stadtrat. Dieses wird nach Auffassung des Landesrechnungshofes an der zu spat er-

folgten Priorisierung des Ersatzneubaus ,Muldebrlicke” gegenuber der ,Ostrandstra-

e“ in der Prioritatenliste fur die EU-Strukturfondsperiode EFRE 2007 - 2013 deutlich.

Der Landesrechnungshof merkt hierzu an, dass die Vielzah! und die Komplexitat der

von der Verwaltung parallel zu betreuenden Aufgaben (u.a. Planung und Planfeststel-

lungsverfahren ,Ostrandstrafie’, Ersatzneubau ,Muldebriicke”, Umgestaltung ,Kava-

lierstraBe”} mit ursachlich fur die entstandenen Probleme waren.
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Der Landesrechnungshof weist darauf hin, dass ein Investitionsvorhaben wie der Er-
satzneubau einer Briicke im Zuge einer Bundesstrale einerseits mit erheblichen Kos-
ten und anderseits mit erheblichen Anforderungen an die Bauplanung und Bauaus-
fihrung einhergeht. Die Planung und Ausflhrung derartiger Bauvorhaben gehéren
aus diesem Grund nicht zum Alltagsgeschaft einer Bauverwaltung. Sie gehen mit er-
heblichen zeitlichen und personellen Anforderungen an ein aus Sicht des Landes-
rechnungshofes erforderliches Projektmanagement einschliellich Projektcontrolling
einher.

Die wiederholten

- Verzogerungen im Bauablauf,

- Anpassungen der Kosten- und Finanzierungsplanung

sowie die unzureichende Bericksichtigung und Quantifizierung von Planungsrisiken,
z. B. in Form von Alternativplanungen und Reserven (zeitlich und monetar), weisen
nach Auffassung des Landesrechnungshofes auf ein fehlendes bzw. ein nicht den
Anforderungen an das Bauvorhaben entsprechendes Projektmanagement einschlief3-

lich Projektcontrolling hin.

Der Landesrechnungshof empfiehit der Stadt fiir kiinftige Investitionsvorhaben
das Instrument des Projektmanagements als Grundlage fiir die Bauplanung,
Bauausfiihrung und Bausteuerung besser einzusetzen. Dieses gewdihrleistet
nach Auffassung des Landesrechnungshofes, dass die verschiedenen Risiken
im Verlauf eines Bauprojektes ausreichend in der Planung dargestellt und be-
riicksichtigt werden und bildet gleichzeitig die Grundlage fiir eine effektive Pro-
jektsteuerung und ein effektives Projektcontrolling. Hierzu bietet sich die Erar-
beitung und Fortschreibung eines Projekthandbuches mit der Regelung klarer

Zustandigkeiten, Schnittstellen und Verantwortlichkeiten an.
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Allgemeine Feststellungen im Zusammenhang mit der Finanzierung und

der haushilterischen Darstellung der MaRnahme

Tabelle 2: Ubersicht tatsachliche Auszahlungen und Einzahlungen Férdermittel fur
den Ersatzneubau der Muldebriicke im Zeitraum 2005 bis 2015

; Geplante Eigenmit' Ein-
Auszah- L. Einzahlun- | EiNzah- Zuwendg. | telStadt | zahlg.-
dungsfidhg. lungen in€ libert
lungen Auszahlun.| 96" FAG gem. Be- in ubertrag
in€ ) EntflGin € | . scheid 2014 in€
gen in € in € ;
in €
15.329 0 0 0 0 15.329
89.333 39.478 0 0 0 49.855
8.784 7.586 0 0] 0 1.198
263.582 161.701 0 0 | 0 101.881
650.803 567.308 0 0 0 83.495
412.715 405.457 863.920 | 215.980 863.920 7.258
2.327.261 1.836.522 1.600.000 400.000 5.369.600 490,739 | -302.739
3.698.771 3.560.709 980.750 0 4.579.680 8568.204 +302.739%
7.466.579 6.628.333 3.444.670 615.980 | 10.813.200 1.607.950
3.199.198 k. A k. A k. A 1.567.600 k. A K. A
1
10.665.778 k. A. k. A k.A. | 12.380.000 k. A k. A.

Tabelle 2 zeigt die Auszahlungen der Stadt fir den Ersatzneubau der Muldebrlicke
im Zeitraum 2008 bis zum 31.07.2016. Neben den insgesamt jahrlich an die ausfih-
renden Unternehmen gemalR Baufortschritt ausgezahlten Betragen fuhrt die zweite
Spalte den zuwendungsfahigen Anteil an den Auszahlungen auf. Den Auszahlungen
sind weiterhin die erhaltenen Fordermittel EntflG und die Komplementéarfinanzierung
gemall § 16 Abs. 2 FAG LSA in den einzelnen Jahren gegenlbergestellt. Erganzt
werden diese durch die gemaR Zuwendungsbescheid fir die einzelnen Jahre geplan-
ten bzw. bewilligten auszahlbaren Férdermittelbetrage. Weiterhin zeigt die Tabelle
den Anteil der Auszahlungen auf, der uber Eigenmittel der Stadt in den einzelnen
Jahren zu erbringen ist. Bis 2014 entspricht er aufgrund der erhaltenen Einzahlungen
gemdl § 16 Abs. 2 FAG LSA den nicht zuwendungsfahigen Auszahlungen. Ab 2015
ohne FAG-Finanzierung entspricht er der Summe aus nichtzuwendungsfahigen Aus-
zahlungen zzgl. 20 % Eigenanteil an den zuwendungsfahigen Auszahlungen. Die
letzte Spalte enthalt die im Jahr 2014 vorgenommene teilweise Ubertragung von Ein-
Zahlungen an Fordermitteln in das Jahr 2015.

Gemal} der zuvor dargesteliten Beschlussvorlage vom 08.08.2013 plante die Stadt
die Komplementarfinanzierung des gemaR EntflG zuwendungsfahigen Anteils der
Kosten des Ersatzneubaus mit den jeweils zu beantragenden Mitteln gemafl
§ 16 Abs. 2 FAG LSA. Mit dem FAG 2015/2016 entfiel die Moglichkeit der Komple-
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mentarfinanzierung von Fordermitteln nach dem EntflG, was den Eigenanteil der
Stadt an den Gesamtkosten entsprechend erhohte.

Die Gewahrung der Komplementarfinanzierung FAG gemaf® mafigeblichem Zuwen-
dungsbescheid erfolgte in strikter Abhangigkeit, dem Grunde und der Héhe nach, von
der beim Landesverwaltungsamt anzufordernden jahrlichen Summe an Férdermitteln
gemal EntflG. Die anforderbare Summe wiederum bemisst sich nach dem Baufort-
schritt, der durch die entsprechend nachzuweisenden Auszahlungen bzw. Auszah-
lungsverpflichtungen an die Unternehmen eines Jahres zu belegen ist. Fir die Jahre
2013 und 2014 war gemal dem Zuwendungsbescheid des Landesverwaltungsamtes
(und entsprechend Investitionsplan der Stadt) ein Betrag i. H. v. 6.233.520 Euro an
Fordermitteln bei entsprechendem Baufortschritt eingeplant. Die Stadt hatte zur
Komplementarfinanzierung geman § 16 Abs. 2 FAG LSA Mittel i. H. v. 1.558.650 Eu-
ro erhalten. Nachweisen konnte die Stadt aufgrund des verzdgerten Baufortschritts
bis Ende 2014 gemalR Teilzahlungsanforderung vom 10.11.2014 jedoch nur Auszah-
lungen bzw. Auszahlungsverpflichtungen i. H. v. 3.937.925,61 Euro bzw. zuwen-
dungsfahige Kosten i. H. v. 3.100.000 Euro. Aus diesem Grund erhielt sie fur 2013
nur Férdermittel nach dem EntflG i. H. v. 863.920 Euro und fur 2014 i. H. v. 1.600.000
Euro (insgesamt 2.463.920 Euro) nach Anforderung beim Landesverwaltungsamt.
Entsprechend erhielt die Stadt zur Finanzierung des verbleibenden Eigenmittelanteils
(20%) an den zuwendungsfahigen Kosten auch nur eine Summe i. H. v. 615.980 Eu-
ro (215.980 Euro in 2013 und 400.000 Euro in 2014) als Komplementarfinanzierung
aus dem FAG. |hr entgingen somit Fordermittel FAG i .H. v. 942.670 Euro, die sie bei
entsprechend der Planung erreichtem Baufortschritt nach dem FAG hatte erhalten
kénnen. Da die Komplementarfinanzierung FAG im Jahr 2014 endete, musste die
Stadt diesen Anteil mit eigenen Mitteln kompensieren. Dies erhdhte den aufzubrin-
genden Eigenmittelanteil flr die Stadt um 942.670 Euro mit entsprechenden Auswir-

kungen auf andere geplante Investitionen und auf die Leistungsfahigkeit der Stadit.

Der Landesrechnungshof stellt fest, dass der Stadt aufgrund von Verzégerun-
gen im geplanten Baufortschritt mogliche Mittel i. H. v. 942.760 Euro aus der
Komplementéarfinanzierung gemaf § 16 Abs. 2 FAG LSA zur Finanzierung des
Ersatzneubaus der Muldebriicke entgingen. Diese waren in der Folge aus Ei-

genmitteln aufzubringen.

Mit vorlaufigem Jahresabschluss 2014 entschied sich die Stadt gemal den zur Ver-
flgung gestellten Buchungsunterlagen dazu, einen Anteil i. H. v. 302.739 Euro der im
Haushalt 2014 vereinnahmten Einzahlungen aus Fordermitteln i. H. v. 2.000.000 Eu-
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ro (1.600.000 Euro EntflG und 400.000 Euro FAG) in den Haushalt 2015 zu Ubertra-
gen. Die Stadt begrindete dieses damit, dass im Jahr 2014 gentgend Eigenmittel zur
Finanzierung der Auszahlungen des Ersatzneubaus der Muldebricke zur Verfigung
standen und diese Mittel deshalb zur Finanzierung der Auszahlungen fur den Ersatz-
neubau im Haushalt 2015 dienen sollten. Hierbei erfolgte die Buchung eines negati-
ven Betrages i. H. v. -302.738,81 Euro auf die Konten ,Einzahlungen aus Zuweisun-
gen fur Investitionen® (Kto. 6811000) im Soll und des Kontos ,Sonderposten aus Zu-
wendungen® (Kto. 2311101) im Haben. Dieses fuhrte zu einer Minderung des Konto-
bestandes um den entsprechenden Betrag. Im Folgejahr wurde der Betrag den bei-
den betreffenden Konten wieder durch die Buchung eines positiven Betrages i. H. v.
+302.738,81 Euro zugefuhrt.

Auf Grundlage dieser in den Unterlagen dokumentierten Buchungen wurden die im
Haushaltsjahr 2014 fur nachgewiesene Auszahlungen und Auszahlungsverpflichtun-
gen des Jahres 2014 vereinnahmten Fordermittel teilweise (i. H. v. 302.738,81 Euro)
in das Jahr 2015 Ubertragen.

Der Landesrechnungshof weist darauf hin, dass die im Jahr 2014 vereinnahmten
Férdermittel fur Auszahlungen und Auszahlungsverpflichtungen des Jahres 2014
vom Foérdermittelgeber bereitgestellt wurden. Somit waren die Einzahlungen perio-
dengerecht dem Haushaltsjahr 2014 zuzuordnen. Darliber hinaus sind gemanR § 20
GemHVO Doppik nur Ermachtigungen fur Aufwendungen und Auszahlungen Uber-
tragbar, Ertrage und Einzahlungen hingegen nicht. Diese sind periodengerecht dem

Jahr zuzuordnen, in dem sie anfallen bzw. vereinnahmt, eingezahit werden.

Im abschilielenden Gesprach verwies die Stadt auf § 31 Abs. 3 GemKVO Doppik.
Hiernach kénnen zweckgebundene Ertrdge und Einzahlungen, die nicht im Haushalt-
Jjahr verwendet werden, in den Blichern flir das Haushaltsjahr abgesetzt und in das
folgende Jahr tibertragen werden. Die Stadt vertritt daher die Auffassung, dass es zu-
ldssig gewesen ist, die zweckgebundenen Férdermittel zu (ibertragen.

Der Landesrechnungshof weist erganzend zu seinen vorhergehenden Feststellungen
darauf hin, dass diese Regelung der GemKVO Doppik dem Grundsatz der perioden-
gerechten Zuordnung von Ertragen und Einzahlungen widerspricht. Die GemHVO
Doppik besteht unverandert seit dem Jahr 2006 und unterliegt nicht nur in dieser
Vorgabe dringendem Anpassungsbedarf. Das M| hat mittlerweile mit Erlass vom
20.12.2013 - Sonderpostenerlass - flir zweckgebundene investive Einzahlungen mit
dem ,Sonderposten aus Anzahlungen® ein Konto (bzw. eine ,Bilanzhilfsposition*) zur
periodengerechten Zuordnung dieser Mittel geschaffen. Der Landesrechnungshof

verweist diesbezlglich auch auf seine Erlauterungen im folgenden Abschnitt. Hiermit
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ist es (korrespondierend zu den Rechnungsabgrenzungsposten fur konsumtive Ertra-
ge bzw. Einzahlungen) méglich, zweckgebundene investive Einzahlungen, die erst in
einem folgenden Haushaltsjahr verausgabt werden sollen, periodengerecht in das
Haushaltsjahr zu Gbertragen, in dem sie entsprechend ihrer Zweckbindung (Inbe-
triebnahme und Aktivierung des gefoérderten Vermoégengegenstandes) verwendet
werden. Dieses ist insbesondere bei mehrjshrigen investiven Férderungen von Bau-
mafRnahmen der Fall. Solange die BaumalRnahme in der ,Bilanzhilfsposition“ ,Anla-
gen in Bau" bilanziert wird, werden die erhaltenen Férdermittel zweckgebunden in
dem Kkorrespondierenden ,Sonderposten aus Anzahlungen“ ausgewiesen. Erst mit
der Inbetriebnahme (zweckentsprechende Verwendung der investiven Férdermittel)
und der Aktivierung des geférderten Vermogensgegenstandes wird die zweckent-
sprechende Verwendung der Férdermittel durch die Umbuchung in die Sonderposten
dokumentiert. Daher halt der Landesrechnungshof die Ubertragung der zweckgebun-
denen Fordermittel in das néchste Haushaltsjahr gemaft § 31 Abs. 3 GemKVO Dop-
pik fir unzuldssig. Daruber hinaus merkt der Landesrechnungshof an, dass ebenfalls
fur zweckgebundene investive Eigenmittel durch die Bildung einer Sonderriicklage
eine Ubertragung in das folgende Haushaltsjahr méglich ist. Die Anwendung von § 31
Abs. 3 GemKVO Doppik scheidet somit auch fir diese Falle aus.

Der Landesrechnungshof ist der Ansicht, dass die Ubertragung der Einzahlun-
gen fiir Fordermittel i. H. v. 302.738,81 Euro als Rotabsetzung gemiR § 31
GemKVO Doppik gemaB § 20 GemHVO Doppik in Verbindung mit dem Sonder-

postenerlass des Mi vom 20.12.2013 nicht zuldssig war.

Den zur Verfugung gestellten Buchungsunterlagen konnte der Landesrechnungshof
ferner entnehmen, dass die Stadt die vom Land erhaltenen Zuwendungen (EntflG
sowie FAG) in den Jahren 2013, 2014 und 2015 im Konto ,2311101 Sonderposten
aus Zuwendungen vom Land“ verbucht hat. Die Herstellung des durch die Zuwen-
dungen geférderten Vermogensgegenstandes  Ersatzneubau der Muldebriicke” wird
voraussichtlich erst im Laufe des Jahres 2017 abgeschlossen. Die Muldebriicke ist
erst mit Abschluss ihrer Herstellung im Anlagevermdgen zu aktivieren und abzu-
schreiben. Bis zu diesem Zeitpunkt ist der Baufortschritt der Muldebrlicke unter der
Bilanzposition ,Kto.-gruppe 096: Anlagen im Bau“ auszuweisen.

Gemal Erlass des MI vom 20.12.2013 sind erhaltene Zuwendungen ab Eingang des
Zuwendungsbescheides bis zur Aktivierung des geférderten Vermogensgegenstan-
des zunachst im ,Kto. 2341: Sonderposten aus Anzahlungen” auszuweisen. Mit Akti-

vierung bzw. Inbetriebnahme des Vermdgensgegenstandes (Umbuchung der Mulde-
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briucke aus ,Kto. Anilagen in Bau” in ,Kto. Bauliche Anlagen des Infrastrukturvermo-
gens”) sind auch die erhaltenen Zuwendungen in ,Kto.-gruppe 231: Sonderposten

aus Zuwendungen® umzubuchen.

Der Landesrechnungshof hilt einen entsprechenden Ausweis der Zuwendun-
gen fiir den Ersatzneubau der Muldebriicke im ,,Kto. 2341: Sonderposten aus
Anzahlungen” bis zur Inbetriebnahme bzw. Aktivierung der Muldebriicke fiir er-

forderlich.

Baufachliche Feststellungen

Bedarfsplanung

Nach der DIN 18205  Bedarfsplanung im Bauwesen® hat der Bauherr eine Bedarfs-
planung fur das konkrete Vorhaben zu erstellen. Hierunter ist die Erarbeitung einer
Aufgabenstellung zu verstehen. Sie bietet noch vor dem eigentlichen Projektbeginn
eine verdichtete Analyse aller Projektparameter und erméglicht die Uberpriifung der
Wirtschaftlichkeit sowie die Ableitung und Prifung von Szenarien unter Einbindung

aller Akteure *

Die dem Landesrechnungshof zur Verfigung gesteliten Unterlagen der Projekibe-
schreibung, die Bestandteil eines Planungsvertrages zwischen der Stadt und
den/dem im Zuge eines Verhandlungsverfahren obsiegenden Planungsbiros sind,
gingen davon aus, dass der Ersatzneubau unter Vollsperrung der B 185 und Umiei-
tung Uber eine 2. Muldebriicke (Ostrandsstralle) erfolgt. Da die vorgeschaltete Inves-
tition der 2. Muldebricke jedoch baurechtlich und finanziell noch nicht gesichert war,
mussten bei der Planung des Ersatzneubaus der Muldebricke (Bw 11) Méglichkeiten

des Bauens unter Verkehr mit untersucht werden.

Im weiteren Verfahren zeigte es sich, dass eine Behelfsbricke einschlieflich erfor-
derlicher verkehrstechnischer Anbindungen zur Bewaltigung des Verkehrs notwendig
war. Dies ist ein wesentlicher Aspekt, der nicht nur zu einen deutlichem Aufwuchs an
Planungsieistungen fuhrte, sondern auch mit ursachlich fur eine Vervielfachung der
Baukosten ist. Nach Aussagen der Veraniwortlichen des Tiefoauamtes der Stadt sei
ermittelt worden, dass der Abfluss des Verkehrs beim Vorhandensein einer einstreifi-

gen 2. Muldebrticke nicht bzw. nur unzureichend gewahrleistet sei.

*M. Otte: Bedarfsplanung als Ausgangsbasis fir eine zielgerechte Planung zur Erreichung der Projekiziele unter Einhaltung der
Kosten und Qualitatserwartungen
www.otte-pm.netima/OPM_160429 VortraaDVP _D.pdf (abgerufen am 01.12.2017)
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Nach Auffassung des Landesrechnungshofes hat die Stadt es versaumt, eine Be-
darfsplanung im Sinne der DIN 18205 durchzufihren. Die Anwendung der DIN 18205
,Bedarfsplanung im Bauwesen® liegt im Verantwortungsbereicti des Bauherrn. Die

Bedarfsplanung stellt eine Leistung vor der eigentlichen Obiektplanung nach HOAI

dar. in der Stufe 1 innerhalb der Bedarfsplanung steht die methodische Ermittlung der
Bedurfnisse von Bauherr und Nutzer. Die Stufe 2 sieht deren zielgerichtete Aufberei-
tung als Bedarf und dessen Umsetzung in bauliche Anforderungen als Stufe 3 vor.
Erst wenn die Anforderungen, wie Schutz vor Hochwasser, Kampfmittelfreigabe, zu
bewaltigende Verkehrsstrome, VerkehrsfUhrung wahrend der Bauzeit, definiert sind
und eventuell durch eine Machbarkeitsstudie Losungen aufgezeigt und finanziell be-
wertet sind, kann nach Auffassung des Landesrechnungshof in die eigentliche Ob-
jekt- und Fachplanung nach HOAI eingestiegen werden.

In der DIN 18205 heilt es:

,Wenn es beim Bauen Probleme gibt, liegt das oft an einer ungentgenden Bedarfs-
planung. Das heil’t, die Bauaufgabe ist ungenugend definiert, die Bedurfnisse von
Baubherren und Nutzern werden nicht ausreichend ermittelt und vermittelt. Das Planen
und Bauen wird immer komplexer, die Anzahl der Beteiligten, wie die der technischen
Méoglichkeiten, steigt. Das macht es erforderlich, zu Beginn einer Planung die Bau-
aufgabe umfassend zu definieren.”

Die von der Stadt praktizierte Vorgehensweise fuhrte zu wesentlichen Anderungen
der Randbedingungen und letztendlich zur Vervielfachung der urspriinglich prognos-

tizierten und veranschlagten Kosten.

Der Landesrechnungshof empfiehlt der Stadt, kiinftig bei groReren Bauvorha-
ben vor der Beauftragung einer Objekt- und Fachplanung nach HOAI eine Be-
darfsplanung auf der Grundlage der DIN 18205 durchzufiihren. Durch die feh-
lende Bedarfsplanung der Stadt sind vermeidbare Mehrausgaben fiir Planungs-

leistungen und in der Bauausfiihrung entstanden.

Honorargewichtung im Verhandlungsverfahren

Die Stadt hat fur die Planungsleistungen des Ersatzneubaus der Muldebriicke (Bw
11) im Zuge der B 185 ein Verhandlungsverfahren europaweit ausgeschrieben und
deshalb u.a. am 16.06.2006 im Ausschreibungsanzeiger Sachsen-Anhalt unter dem
Kennzeichen 05.024.0139 eine diesbezugliche Veréffentlichung vorgenommen.

 DIN 18205:1996-04, Bedarfsplanung im Bauwesen
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Gemal einem Aktenvermerk der Stadt vom 19.12.2006 erfuilte keines der 53 teil-
nehmenden Architektur- oder Ingenieurbiros die Anforderungen der aus der Verof-
fentlichung ersichtlichen Kriterien. Das Verfahren wurde aufgehoben und erneut
durchgefihrt.

Mit der Veréffentlichung im EU-Amtsblatt am 22 03.2007 (Bekanntmachung 2007/8
57-070605) erfolgte eine erneute Einleitung eines Verhandlungsverfahrens fur die
Planungsleistungen des Ersatzneubaus der Muldebriicke. Von den 36 Bewerbungen
forderte die Stadt fiinf Bewerber zur Abgabe von Honorarangeboten auf und lud die-
se zu Verhandlungsgesprachen ein.

Zur Auftragserteilung hatte die Stadt nachstehende Zuschlagskriterien verdffentlicht
und herangezogen:

1. Erfahrung der Projektleitung, Gewichtung: 40%
2. Objektbezogene Kreativitat, Gewichtung: 30%
3. Organisation und Terminliche Sicherstellung, Gewichtung: 20%
4. Preis /Honorar, Gewichtung: 10%.

Fur jedes Kriterium konnten maximal 5 Punkte vergeben werden und zwar dann,
wenn eingeschatzt wurde, dass der Bewerber die Anforderungen an das Bewer-
tungskriterium umfassend erfullen kann und deutlich macht, dass eine bestmdogliche

Leistungserbringung zu erwarten ist.

Bei dem o.g. Verfahren, so die Unterlagen der Stadt, war die maximal mogliche
Punktzahl fur den Preis/das Honorar 50 Punkte (=5*10). Die in die enge Wahi gelang-

ten Bieter erhielten von der Stadt folgende Punkte fir das Kriterium Preis/Honorar:

Buro A (Platz 1) 20 Punkte
BUro B (Platz 2) 34 Punkte
Biro C (Platz 3) 32 Punkte
Biro D (Platz 4) 35 Punkte
Buro E (Platz 5) 38 Punkte.

Die Hohe der Planungskosten einschlieRlich optionaler Leistungen, Nebenkosten und
Umsatzsteuer beliefen sich zum Zeitpunkt der Beauftragung des VOF-Verfahrens
(Vertragsnummer 68/01/2008) auf (Brutto) 551.920,47 € (16./28.07.2008). Zum Zeit-
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punkt der 6rtlichen Erhebungen war der Umfang der vertraglichen Planungsieistun-

gen einschlieBlich Umfahrung mit (Brutto) 1.353.872,82 € ausgewiesen.

Die Gutestelle Honorar- und Vergaberecht hat im Heft Nr. 2 seiner Schriftenreihe vom
22.09.2006 ,Transparenz in VOF-Verfahren“ empfohlen, dass der Preis auch bei ei-
nem VOF-Verfahren ein grundsatzlich wichtiges Kriterium bleiben muss. Bei Leistun-
gen, die in der HOAI verordnet sind, wird eine Wichtung von 20% empfohlen und bei

frei vereinbaren Leistungen eine Wichtung von 30%.

Bei einer angenommenen Wichtung in Héhe von 25% auf den Preis/das Honorar be-
deutet dies fur das von der Stadt angewendete Punktesystem flr das beste oder op-
timale Preisangebot/Honorar 125 Punkte (=25*5), die der Bieter mit dem optimalen

Honorar flir sein Honorarangebot im Zuge der Auswertung erhélt.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes ist die von der Stadt im o.g. VOF-
Verfahren zugrunde gelegte Wichtung von 10% fir den Preis/das Honorar als zu ge-
ring einzustufen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass gerade
einmal 76% (=38/50*100) der maximal mdglichen Punktzahl flr den Preis/das Hono-
rar im Zuge der Ermittlung des geeigneten Planungsbiros Uberhaupt in die Gesamt-

wertung einflossen.

Das Honorar fur die dem VOF-Verfahren von der Stadt zuzurechnenden Planungs-
leistungen fur den Ersatzneubau einschlieflich der bauzeitlichen Losungen sind von
ehemals 551.920,47 € auf 1.353.872,82 € angestiegen. Somit sind gerade einmal rd.
40% (=551.920/1.353.873) des Honorars fur Planungsleistungen dem Wettbewerb

ausgesetzt.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes hat die Stadt sowohl die inhaltlichen als
auch die finanziellen Aspekte und deren Auswirkungen bei der Vergabe der Pla-

nungsleistungen zu wenig berucksichtigt.

Die Tatsache, dass eine sehr geringe Wichtung (10%) fiir den Preis/das Honorar
als Kriterium fiir die Vergabe angesetzt wurde, bewertet der Landesrechnungs-

hof als nicht ausreichend.
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Der Landesrechnungshof weist darauf hin, dass ein Investitionsvorhaben wie der Er-
satzneubau einer Briicke im Zuge einer Bundesstralle einerseits mit erheblichen Kos-
ten und anderseits mit erheblichen Anforderungen an die Bauplanung und Bauaus-
fuhrung einhergeht. Die Planung und Ausfiihrung derartiger Bauvorhaben gehdren
aus diesem Grund nicht zum Alltagsgeschaft einer Bauverwaltung. Sie gehen mit er-
heblichen zeitlichen und personellen Anforderungen an ein aus Sicht des Landes-
rechnungshofes erforderliches Projektmanagement einschliellich Projektcontrolling

einher.

Die

- wiederholten Verzégerungen im Bauablauf,

- die haufige Anpassung der Kosten- und Finanzierungsplanung sowie

- die unzureichende Bericksichtigung und Quantifizierung von Planungsrisiken,
z. B. in Form von Alternativplanungen und Reserven (zeitlich und monetar)

weisen nach Auffassung des Landesrechnungshofes auf ein nicht den hohen Anfor-

derungen des Bauvorhabens entsprechendes Projektmanagement hin. Dies schliefit

das erforderiiche Projektcontrolling ein.

Der Landesrechnungshof empfiehlt der Stadt fiir kiinftige Investitionsvorhaben

das Instrument des Projektmanagements als Grundlage fiir die Bauplanung,

Bauausfilhrung und Bausteuerung besser einzusetzen. Dieses gewahrleistet

nach Auffassung des Landesrechnungshofes, dass die verschiedenen Risiken

im Verlauf eines Bauprojektes ausreichend in der Planung dargestellt und be-

riicksichtigt werden und bildet gleichzeitig die Grundlage flir eine effektive Pro-

jektsteuerung und ein effektives Projektcontrolling. Hierzu bietet sich die Erar-

beitung und Fortschreibung eines Projekthandbuches mit der Regelung klarer

Zustandigkeiten, Schnittstellen und Verantwortlichkeiten an.

Das Projektmanagement einschlieRlich -controlling kann entweder durch quali-

fizierte Dritte oder durch entsprechend qualifizierte eigene Mitarbeiter sicher-

gestellt werden.

Vergabe von Planungsleistungen ohne Wettbewerb

Gemal Projektbeschreibung zum Umfang des Planungsvertrages des Ersatzneu-
baues der Muldebriicke im Zuge der B 185 sollte der Verkehr unter Vollsperrung der
B185 durch eine Umleitung Uber eine 2. Muldebriicke (Ostrandstralle) gefuhrt wer-
den. Da die vorgeschaltete Investition jedoch baurechtlich und finanziell noch nicht
gesichert war, mussten bei der Planung des Ersatzneubaues der Muldebricke Mog-

lichkeiten des Bauens unter Verkehr mit untersucht werden. Hierzu hat die Stadt ein
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VOF-Verfahren durchgefihrt. Die Planungsgemeinschaft A wurde im Zuge dieses

Verfahrens mit

- Planungsleistungen der Objektplanung fir die Verkehrsanlage (Lph. 1 bis 9), das
Ingenieurbauwerk (Lph. 1 bis 9), die Tragwerksplanung (Lph. 1 bis 6),

- der ortlichen Baulberwachung (¢BU) und

- weiteren Besonderen Leistungen

mit einer Gesamtsumme i.H.v. 448.378,63 € (netto) zzgl. Nebenkosten i.H.v. 3,5 v.H.

beauftragt.

Mit Ingenieurvertrag v. 17. / 21.12.2010 hat die Stadt einen zusatzlichen Planungs-
vertrag far die Umfahrung der Muldebriicke wahrend der Bauzeit als Objektplanung
der Verkehrsanlage nach § 55 HOAI abgeschlossen. Dies erfolgte einschlieflich der
Tragwerksplanung nach § 92 HOAI und Objektplanung fur die Behelfsbriicke als In-
genieurbauwerk nach § 55 HOAI, ohne ein weiteres Vergabeverfahren mit weiteren

Bietern durchzufihren..

Nach Berechnungen des Landesrechnungshofes belauft sich die bisherige zusatzli-
che Auftragssumme fiir die 0.g. Planungsleistungen der Umfahrung (ohne Lph. 8 und
9) auf 394.538,92 € (brutto) bzw. 331.545,31 (netto).

Ein weiteres VOF-Verfahren wurde durch die Stadt fur die Beauftragung dieser zu-

satzlichen Leistungen nicht vorgeschaitet.

Gemal der zum Zeitpunkt der Vergabe gliltigen Verordnung Uber die Vergabe offent-
licher Auftrage (Vergabeverordnung-VgV} unterlagen diese Auftrage der Verdin-
gungsordnung fur freiberufliche Leistungen (VOF). MaRgeblicher Schwellenwert fir
derartige Planungsleistungen war ein geschatzter Auftragswert chne Umsatzsteuer
i.Hv. 193 T€.

Das Handbuch fir die Vergabe und Ausfilhrung von freiberuflichen Leistungen der
Ingenieure und Landschaftsarchitekten im Straften- und Bruckenbau (HVA F-StB) ist
fir die Anwendung fur den Bereich der Bundes- und Landesstralen eingefiihrt
(RAEri. des MLV. v. 15.12,2009). Die Muldebriicke in Dessau befindet sich im Zuge
der Bundesstrale (B) 185. Laut § 1 Ziffer 4 Punkt 1 gehéren Brucken im Zuge von

Bundesfernstralen zu diesen Bundesfernstralen.



4.4

32

Nach der bisherigen EuGH-Rechtsprechung (vgl. z.B. VergabeR 2a, 2014) und nach
§ 132 der Neuregelung des GWB konnen Zusatzleistungen bis 50 v.H. des urspring-
lichen Auftragswertes ohne Bericksichtigung des Schwellenwertes einer freihandigen
Vergabe (Nachtrag) unterzogen werden. Bei mehreren aufeinanderfolgenden Ande-
rungen gilt die Begrenzung fir den Wert jeder einzelnen Anderung, sofern keine Um-
gehung der 0.g. Regelung bezweckt wird. Nach Auffassung des Landesrechnungs-
hofs sind die von der Stadt im Zuge der Umfahrung der Muldebriicke beauftragten
Planungsleistungen fur die Verkehrsanlage, die Tragwerksplanung und die Objekt-
planung der Behelfsbriicke der Lph. 1 bis 9 zusammenzufassen. So wurden diese
Leistungen seitens der Stadt als ein Auftrag an einen Auftragnehmer vergeben. Eine
Reduzierung der anrechenbaren Kosten fur die Ermittlung des Honorars fur Pla-

nungsleistungen, die im Zuge des VOF-Verfahrens beauftragt wurden, erfolgte nicht.

Die Auftragssumme flr die Planungsleistungen der Umfahrung Gbersteigt nach Auf-
fassung des Landesrechnungshofes zum einen den o.g. Schwellenwert zur Notwen-
digkeit der Einleitung eines weiteren VOF-Verfahrens und zum anderen die Auftrags-
summe des durchgefuhrten VOF-Verfahrens um mehr als 50 v.H. Somit hatte die zu-
satzliche Planung der Umfahrung nach Auffassung des Landesrechnungshofes nicht

als Vergabe ohne Wettbewerb beauftragt werden dirfen.

Der Landesrechnungshof wertet diese Auftragsvergabe als VergabeverstoR.
Auf der Grundlage der erganzenden Regelungen im Zusammenhang mit den VV
zu §§ 23 und 44 der LHO (Zuwendungsrechtergidnzungserlass) hilt der Landes-
rechnungshof eine Priifung fiir notwendig, ob die Zuwendungen gemiR
Nr. 6.1.6 VV-EntflechtG/Verkehr ganz oder teilweise um die zusétzlich vergebe-

nen Planungsleistungen fiir das Objekt ,,Umfahrung“ zu kiirzen sind.

Anrechenbare Kosten

Die Stadt hat fur die Planung des Ersatzneubaus der Muldebriicke im Zuge der B185
ein VOF-Verfahren zum Abschluss gebracht und mit Honorarvertrag vom
16./28.07.2008 die ausgeschriebenen Planungsleistungen sowie nachtraglich in An-
spruch genommene Optionen sowie Nebenkosten und Umsatzsteuer i.H.v.
551.920,47 € beauftragt.

fm Zuge der weiteren Planung hat die Stadt weitere, aus lhrer Sicht notwendige Pla-
nungsleistungen fur die Umsetzung des o.g. Ersatzneubaus zusatzlich an die im o.g.

VOF-Verfahren obsiegende Planungsgemeinschaft in Form einer Vergabe ohne


U. Hofmann
Hervorheben
Zuwendungsrechtergänzungserlass)
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Wettbewerb i.H.v. 801.952,35 € (=1.353.872,82 ./. 551.920,47) mit einem Gesamtho-
norar i.H.v. 1.353.872,82 € beauftragt (Stand:12.03.2015).

Zum Zeitpunkt der értlichen Erhebungen wurden dem Landesrechnungshof durch die
Stadt Gesamtforderungen in Form von Rechnungen iH.v. (netto) 958.057,39€
(=321.919,60€ [13. AR v. 02.10.2014]+636.137,79€ [26.AR v. 02.10.2014]) vorgelegt.

Die zur Honorarermittlung angesetzten anrechenbaren Kosten setzten sich zum Zeit-
punkt der Beauftragung wie folgt zusammen:

- Verkehrsanlage: 400T€;

- Ingenieurbauwerk: 3.650T%;

- Tragwerksplanung: 3.250T€.

Aus den dem Landesrechnungshof vorgelegten Abrechnungsunterlagen konnten fol-
gende anrechenbare Kosten fur die Honorarermittlung entnommen werden:

- Verkehrsanlage: 1.478T€;

- Ingenieurbauwerk 5.405T€;

- Tragwerksplanung 5.104T€.

Weder bei der Stadt noch in den Unterlagen der Zwischenverwendungsnachweise
beim Zuwendungsgeber, dem LVwWA Halle (Saale), war die Ermittlung der anrechen-
baren Kosten in nachvollziehbarer Form auf der Grundlage der DIN 276 in der Fas-
sung 1981 bzw. DIN 276 in der Fassung 12/2008 belegt. Dies gilt insbesondere auch

far die dem Landesrechnungshof vorgelegten Rechnungen.

Der Stadt wurden gemalt Zuwendungsbescheid vom 10.09.2013 Bundesmittel nach
§ 3 Abs. 1 S.1 des Gesetzes zur Entflechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Fi-
nanzhilfen (EntflechtG) flr das Vorhaben Ersatzneubau der Muldebrucke im Zuge der

B185 in Dessau-Roflau bewilligt.

Daruber hinaus hat die Stadt zur Deckung der Erbringung der Eigenmittel FAG-Mittel
i.H.v. von ca. 620T€ erhalten. Nach VV-EntflechtG/Verkehr sind die Planungsleistun-
gen von Verkehrsanlagen (ehemals § 55 der HOAI) der Lph. 3 bis 9 des Leistungs-

bildes Objektplanung flir Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen zuwendungsfahig.

Gemal § 5.3 des Planungsvertrages und Fortschreibungen sind die fir die Honorar-
berechnung mafigebenden Kostenberechnungen, Kostenanschiage und Kostenfest-
stellungen so zu erstellen, dass hieraus die anrechenbaren Kosten ermittelt werden

kénnen.
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Die Honorarermittlung fir Grundleistungen nach der HOAI erfolgt im Wesentlichen
Uber die Honorarzone, das Leistungsbild (prozentuale Bewertung der Grundieistun-
gen) und nach der zugehoérigen Honorartafel (Eingangswert als anrechenbare Kos-
ten). Die Kostenermittiung nach der DIN 276 in der Fassung 1981 ist in der Regel,
sofern nichts anderes vereinbart ist, flir eine nachvollziehbare Honorarermittiung
durch den Auftragnehmer nach der HOAI (1996) vorzulegen. Die HOAI (2009) wurde
zum 11.08. 2009 eingefuhrt (BGBI. | S. 2732) und verweist bei der Ermittlung der an-
rechenbaren Kosten auf die DIN 276 in der Fassung vom Dezember 2008. Am
10.07.2013 wurde die o.g. HOAI (2009) durch die HOAI (2013) ersetzt. Insofern
kommt es bei den zeitlich versetzten Honorarvereinbarungen durch die Stadt auch zu

unterschiedlichen Auslegungen der HOA!.

Unabhéngig davon ist gemaf Urteil des LG Hannover (14 O 8/12) vom 13.08.2014
als unverzichtbarer Bestandteil einer pruffahigen Rechnung grundsatzlich ein nach-
vollziehbarer Vortrag zu den anrechenbaren Kosten gemaft HOAI erforderlich. Inso-
fern ist eine Aufsplittung in Kostengruppen und eine entsprechend DIN-gerechte Zu-
ordnung, die ebenso Mengen- und Einzelansitze bspw. der entsprechenden Bauteile
besitzt, erforderlich.

Der Landesrechnungshof halt es fiir unverzichtbar, dass die Stadt vom beauf-
tragten Planungsbiiro nachvollziehbare Honorarermittlungen mit der Vorlage
einer nachvollziehbaren Ermittlung der anrechenbaren Kosten, die auf der
Grundlage der zum Zeitpunkt der Beauftragung giiltigen HOAI beruhen, ver-
langt.

Anderungen des Hauptvertrages

Die Stadt hat fur die Planung des Ersatzneubaus der Muidebriicke im Zuge der B185
ein Verhandlungsverfahren auf der Grundlage der VOF durchgefiihrt. Daraufhin hat
sie einen Planungsvertrag, als Bezeichnung Hauptvertrag, unter der Vertragsnummer
68/01/08 (Az.. 66-25/BW11) abgeschlossen. Die Vertragssumme des Planungsver-
trages einschlieflich der Nebenkosten und Umsatzsteuer belief sich zum Zeitpunkt
der Beauftragung auf (Brutto) 68.887,27 €. Im weiteren Verlauf der Planung wurden
Erganzungen sowie optionale und zusatzliche Leistungen notwendig. Diese Leistun-
gen wurden in mehreren Nachtragen und Erganzungen zum Planungsvertrag als
Vergabe ohne Wettbewerb nachtraglich beauftragt. Beispielweise wurden im Zuge

des 1. und 2. Nachtrages zum Vertrag Leistungen fur Verkehrserhebungen mit einem
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pauschalen Nebenkostensatz i.H.v. 5 v.H. beauftragt. Im Nachtrag 8 wurden Tages-
pauschalen fur Ortstermine inkiusive Nebenkosten wie Fahrtkosten einschlieRlich ei-
nes Technikereinsatzes fur mehr als 4 h in Héhe von 551,00 € bzw. 659,00 € verein-
bart. Eine Differenzierung dieser Pauschalen in Stundenaufwendungen und Neben-
kosten erfolgte nicht.

Im 0.g. Grundvertrag sind Nebenkosten mit einem pauschalen Satz iH.v. 3,5 v.H.
vereinbart. DarUber hinaus wurden im Nachtrag 8 Stundensatze in Héhe von
63,00 €/h, 56,00 €/h bzw. 38,00 €/h fur Planungsleistungen far Kampfmittelrdumun-
gen vereinbart, cbwohl im Hauptvertrag Stundensatze in Héhe von 65,00 €/h,
55,00 €/h bzw. 34,00 €/h vereinbart wurden. In einem weiteren Nachtrag wurden
Stundensétze i.H.v. 90,00 € pro Stunde und An- und Abfahrten zu Ortsbesichtigun-
gen mit 0,30 €/km vergltet. DarUber hinaus wurde ein Koordinierungszuschiag i.H.v.
10 v.H. vereinbart. Zum Zeitpunkt der ortlichen Erhebungen war der Umfang der ver-
traglichen Leistungen dieses Vertrages mit (Brutto) 702.658,21 € ausgewiesen (Auf-
listung Tiefbauamt der Stadt vom 12.03.2015).

Der fur die Planung des Ersatzneubaus der Muldebriicke im Zuge der B 185 zugrun-
deliegende Ingenieurvertrag ist nach eigenem Vermerk der Stadt auf der Grundiage
des Handbuches fur Vergabe und Ausfuhrung von freiberuflichen Leistungen der In-
genieure und Landschaftsarchitekten im Straflen- und Brickenbau (HVA F-StB;
Stand:2006) aufgestellt.

Das Handbuch fur die Vergabe und Ausfuhrung von freiberuflichen Leistungen der
Ingenieure und Landschaftsarchitekten im Stralen- und Brickenbau (HVA F-StB) ist
fur die Anwendung fur den Bereich der Bundes- und lLandesstrallen eingefuhrt
(RAErl. des MLV. v. 15.12.2009).

Nach VV-EntflechtG/Verkehr ist u.a. Voraussetzung fir eine Férderung, dass das
Vorhaben bau- und verkehrstechnisch einwandfrei und unter Beachtung des Grund-
satzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant ist (3.1.1.3).

Nach dem HVA F-StB ist unter dem Punkt Vertragsabwicklung 3.3. Nachtrage Ziffer
(8) zu beachten, dass eine Anderung des Vertrages zum Nachteil des Auftraggebers
nach den haushaltsrechtlichen Bestimmungen (u.a. § 58 LHO) nur in Ausnahmefallen
und nur unter bestimmten Voraussetzungen zulassig ist. Vertragsanderungen, die ei-
ne hohere Vergitung oder eine Verdnderung von Vertragsbedingungen zugunsten
des Auftragnehmers zum Inhalt haben, sind dann nicht als nachteilig fur den Auftrag-

geber anzusehen, wenn der Auftragnehmer einen vertraglichen oder gesetzlichen
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Anspruch darauf hat. Gemaf Ziffer (10) ist im Auftragsschreiben des Nachtragsver-
trages ebenfalls festzulegen, dass die Bedingungen des Hauptvertrages auch fur den
Nachtragsvertrag gelten. Im Ubrigen sollten laut Ziffer (3) im Vertrag nicht vorgese-
hene Leistungen nach einer Leistungsanfrage bei mehreren Bewerbern vergeben
werden, wenn sie sich von der schon vergebenen Leistung trennen lassen und hier-
durch insgesamt fur den Auftraggeber Vorteile zu erwarten sind.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes sind zusatziiche Leistungen immer auf
der Grundlage des jeweiligen Hauptvertrages zu vereinbaren. Auch die im Hauptver-
trag zugrunde gelegten Nebenkosten (hieri. H. v. 3,5 v.H.) und Stundensatze, sofern
nur nach Zeitaufwand abgerechnet werden soll, sind der Nachtragsvereinbarung zu-
grunde zu legen. Ein anderweitiger gesetzlicher Anspruch begriindet sich aus Sicht
des Landesrechnungshofes nicht. Im Vermerk vom 18.06.2008 zur Begrindung zum
Ingenieurvertrag hat die Stadt u.a. festgestellt, dass eine nachtragliche Veranderung

u.a. der Stundenséatze nicht zuldssig ist.

Die Berucksichtigung und Verwendung von Unterlagen und Beitragen anderer fach-
lich Beteiligter ist Bestandteil der Grundleistung der Objektplanung fur Verkehrsanla-
gen und Ingenieurbauwerke u.a. der Leistungsphasen 3 und 4 des § 55 der HOAI
(1996).

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes entspricht die Handlungsweise
der Stadt nicht den Vorgaben des Handbuches (HVA F-StB). Dariiber hinaus
schatzt der Landesrechnungshof die von der Stadt praktizierte Handlungsweise
im Zuge der Nachtragsgestaltung als nicht wirtschaftlich und kritikwiirdig ein.
Dies betrifft insbesondere die Fille, in denen die in den Nachtrdgen vereinbar-
ten Nebenkostenpauschalen wertmafig iliber den Ansdtzen des Hauptvertrages
liegen. Dies betrifft ebenso Vergilitungen von sogenannten Koordinierungsleis-
tungen, mit denen eine bereits mit den Grundleistungen der Leistungsphasen

vereinbarte Leistung nochmals einer separaten Vergiitung unterzogen wurde.

Ortliche Bauiiberwachung und Objektplanung

Die Stadt hat fur die Planung des Ersatzneubaus der Muldebricke im Zuge der B185
ein VOF-Verfahren zum Abschluss gebracht und mit Honorarvertrag vom
16./28.07.2008 die ausgeschriebenen Planungsleistungen sowie nachtraglich in An-
spruch genommene Optionen einschliellich Nebenkosten und Umsatzsteuer i.H.v.
551.920,47 € beauftragt. Dieser Vertragspartner ist u.a. als Objektplaner fur das o0.g.

Vorhaben anzusehen.
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Bestandteil dieser VOF-Ausschreibung und der 0.g. Honorarsumme sind u.a. auch
Leistungen der ¢rtlichen Baulberwachung, die mit 2,35 v.H. auf die jeweils anre-
chenbaren Kosten der Verkehrsanlage und des Ingenieurbauwerkes vergutet wer-
den. Die ortliche Baulberwachung (6BU) beinhaitet dabei zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses der o.g. Honorarvereinbarung einen Umfang von ca. 95175 €
(=9.400+85.775) ohne anteilige Nebenkosten.

Die Vergabe der zusatzlichen Planungsleistungen fur die Umfahrung gemaiR Hono-
rarvertrag vom 17./21.12.2010 erfolgte als Vergabe ohne Wettbewerb ebenfalls an
das beim VOF-Verfahren obsiegende Planungsburo. Leistungen der 6Bu fur die Ver-
kehrsanlage der Umfahrung sind mit einem Prozentsatz von 2,35 v.H. der anrechen-
baren Kosten im o.g. zusatzlichen Vertrag festgeschrieben. Per 27.06.2014 wurden
die Leistungen fur die 6BQ fur die Verkehrsanlage mit (Netto) 7.992,98 € (=2,35% *
340.127) beauftragt, die Leistungen der B0 der Behelfsbricke (Ingenieurbauwerk)
wurden mit 2,59 v.H. der anrechenbaren Kosten der Behelfsbriicke vereinbart. Die
Vergabe dieser Leistungen i.H.v. (Netto) 36.122 26 € erfolgte ebenfalis als Vergabe
ohne Wettbewerb an das im VOF-Verfahren obsiegende Ingenieurblro.

Bestandteile der weiteren Beauftragungen am 27.06.2014 waren gemaf} 3. Ergan-

zung zum o.g. zusatzlichen Vertrag des Weiteren u.a.

a) die als Besondere Leistungen ausgewiesenen Leistungen fir die Nachtrags-
bearbeitung (z. B. je Leistungsposition 10 €) der beauftragten Baufirmen i.H.v.
5.950 €,

b) zuséatzliche Koordinierungsieistungen i.H.v. 5 v.H. bezogen auf die anrechen-
baren Kosten fur die BOL i.H.v. 2.149,34 € oder

c) Abnahmeleistungen fir Bewehrungsabnahmen (je Abnahme 110 € bei ange-
setzten 20 Abnahmen) fir 2.200 €.

Nach VV-EntflechtG/Verkehr sind die Planungsleistungen von Verkehrsanlagen
(ehemals § 55 der HOAI) der Leistungsphasen. 3 bis 9 des Leistungsbildes Objekt-

planung far Ingenieurbauwerke und Verkehrsanlagen zuwendungsfahig.

Die Leistungen der ortlichen Bauliberwachung waren zum Zeitpunkt der zusétzlichen
Beauftragung am 27.06.2014 als Besondere Leistung gemafd der zum Zeitpunkt gul-
tigen HOAI 2013 anzusehen und demnach nicht férderfahig.
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Zu den weiteren Beauftragungen am 27.06.2014 ist nach Auffassung des Landes-
rechnungshofes folgendes anzumerken:

a)

b)

Die 0BG hat nach Auffassung der Gutestelle Honorar~ und Vergaberecht
(GHV) als Grundleistung festzustellen, dass eine zu erbringende Leistung
nicht im Vertrag mit dem Unternehmer enthalten ist. Die Prufung von Nachtra-
gen wahrend der Bauabwicklung gehort nach Auffassung der GHV zu den
Grundleistungen eines jeden Planers, der mit den Leistungsphasen 1 bis 7
HOAI betraut ist. Die Vergltung ergibt sich bei zusatzlichen Leistungen auto-
matisch daraus, dass sich die Kosten erhdhen. Der Landesrechnungshof teilt
diese Auffassung. Da die Stadt fir die Leistungsphasen 1 bis 7 und flr die
0B ein und dasselbe Ingenieurburo beauftragt hat, konnen zusatzliche Leis-
tungen, z B. fur die Nachtragsbearbeitung fur die Stadt, nicht anfallen.

Des Weiteren hat ein Objektplaner alle Fachplaner zu koordinieren. Dies ist in
den entsprechenden Leistungsphasen als Grundleistung ,integrieren der Leis-
tungen anderer in die Planung fachlich Beteiligter”, z.B. in den Leistungspha-
sen 2 und 3, beschrieben. Im Ubrigen ist in der Leistungsphase 8 das ,Koor-
dinieren der an der Objektuberwachung fachlich Betelligten® Grundleistung
und keine Besondere Leistung und demzufolge auch nicht gesondert zu ver-
glten. Sofern die 6BU und die Bauoberleitung (Lph. 8) gemeinsam, wie bei
diesem Projekt, an ein Ingenieurbiiro vergeben wird, erfolgt in der Regel eine
Abminderung der Prozentsatze fur die Grundleistung der Leistungsphase 8.
Insofern entsprechen die zusatzlich zu vergutenden Koordinierungsleistungen
nicht dem wirtschaftlichen und sparsamen Handeln eines &ffentiichen Auftrag-
gebers, da die Koordinierungsleistungen bereits Bestandteil der beauftragten
Grundleistungen sind.

Die Bewehrungsabnahmen konnen nach Auffassung des Landesrechnungs-
hof dann als zuséatzliche Leistungen angesehen und vergutet werden, wenn
diese Abnahmen auch vom entsprechenden Statiker oder dessen Gehilfen vor
Ort durchgefuhrt werden. Eine Abnahme durch die Bauleitung oder 6BU fiih-

ren zu keinen zusatzlichen Honorarforderungen.

Der Landesrechnungshof weist die Stadt darauf hin, dass eine doppelte Vergii-

tung der in a), b) und c) genannten Leistungen nicht zu erfolgen hat. Ggf. zu

viel entrichtetes Honorar muss die Stadt vom Ingenieurbiiro zurlickfordern.
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Zuschlagskriterien

Die Stadt hat fur das Los 3 ,3.1 Strallen- und Briickenbau B185; Bauwerk (Bw) 11
und Umfahrung; 3.2 Leitungsumverlegung im Zuge der Realisierung des Ersatzneu-
baus der Muldebriicke (Bw 11) der B185" ein Offenes Verfahren auf der Grundlage
der VOB Teil A im Zuge eines EU-weiten Vergabeverfahrens durchgefuhrt. Geman
eines Aktenvermerkes der Stadt vom 4.06.2012 kommt das Handbuch fiir die Verga-
be und Ausfiihrung von Bauleistungen im StraBen- und Briickenbau (HVA-B-StB) zur
Anwendung. Als Kriterium zur Wertung der Angebote waren der Preis (Wichtung 80
%), der Bauablauf (15 %) und die Energieeffizienz (5 %) heranzuziehen. Mit Hilfe ei-
ner den Bietern mitgeteilten Berechnungsformel waren fir das preisglinstigste Ange-
bot maximal 800 Wertungspunkte zu vergeben. Der Bieter Nr. 6 erhielt fur die nied-
rigste Wertungssumme i.H.v. 10.506.944 40 € die meisten Wertungspunkte.

Dies ergibt einen Betrag i.H.v. 13.134,32 € je Wertungspunkt.

Der Bieter Nr. 2 erhielt fur seine Wertungssumme i.H.v. 10.521.405 29 € infolge der
Berechnungsformel 798,899 Wertungspunkte.

Im Zuge des Kriteriums Bauablauf war vorgesehen, dass bei der Einhaltung des in
der Ausschreibung vorgegebenen Fertigsteliungtermins (12.05. 2016) 5 Punkte ver-
geben wurden, so dass unter Berlcksichtigung der angesetzten Wichtung 15 (%) 75

Wertungspunkte erzielt werden konnten.

Der Bieter, der den frihesten Fertigstellungstermin anbot, sollte mit 10 Punkten be-
lohnt werden, so dass maximal 150 Wertungspunkte fur das Kriterium Bauablauf ver-
geben wurden. Von den Bietern angegebene Termine, die zwischen dem frithesten
Fertigstellungstermin nach Angabe eines Bieters und dem ausgeschriebenen Fertig-

stellungtermin (12.05.2016) liegen, sollten entsprechend interpoliert werden.

Vom Bieter Nr. 2 ging ein Angebot in die Wertung ein, in dem ein frihester Fertigstel-
lungstermin vom 04.04.2016 genannt wurde. Er erhielt dadurch 150 Wertungspunkte.

Der Bieter Nr. 5 teilte in seinem Angebot mit, dass er gegenuber dem in der Aus-
schreibung vorgegebenen Fertigstellungstermin um einen Monat friher die Fertigstel-
lung realisieren kénnte. Zur Ermittiung der Wertungspunkte fur das Kriterium Bauab-
lauf wurde als mdoglicher Fertigstellungstermin der 12.04. 2016 angesetzt. Dies be-
deutete 134,211 Wertungspunkte.
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Der Bieter Nr. 6 mit dem glnstigsten Preis hatte den vom Auftraggeber vorgegebe-
nen Fertigstellungstermin bestatigt und erhielt hierfur 75 Wertungspunkte.

Fur das Kriterium Energieeffizienz fur die niedrigsten Verbrauchswerte waren 10
Punkte und fur die héchsten Verbrauchswerte 5 Punkte zu vergeben. Zwischenwerte
sollten mit 7,5 Punkten ausgelobt werden. Bei einer Wichtung von 5 (%) waren somit
Wertungspunkte zwischen 25 und 50 zu vergeben. Nach den dem Landesrech-
nungshof vorliegenden Unterlagen erhielten alle in die Wertung einbezogenen Ange-

bote die maximalen Wertungspunkte von 50.

Der Bieter Nr. 2 erhielt den Zuschlag, da er 998,899 Wertungspunkte erreichte. Der
Bieter Nr. 5 kam auf 963,217 Wertungspunkte und der Bieter Nr. 6 auf 925,000 Wer-
tungspunkte.

Laut den Bedingungen in der Bekanntmachung vom 9.08.2012 sind Nebenangebote

nur in Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen.

Die Abanderung der Bauzeit von der in den Ausschreibungsunteriagen vorgegebe-
nen, stellt nach Auffassung des Landesrechnungshofes ein technisches Nebenange-
bot dar.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes kann somit ein Nebenangebot nur ein-
gereicht werden, wenn gleichzeitig vom jeweiligen Bieter auch ein Hauptangebot ein-

gereicht wurde.

Sofern die Bauzeitverkiirzung nicht separat als Nebenangebot eingereicht wird, liegt
kein gefordertes Hauptangebot vor. Die Angebote der Bieter kdnnten nicht gewertet

werden, da nur Nebenangebote vorliegen und keine Hauptangebote.

Das von der Stadt in seiner Ausschreibung zugrunde gelegte HVA B-StB gibt bei der
Angebotsbewertung ein diesbezigliches Unterkriterium Beschleunigungsregelung
vor. Dabei soll das Angebot, welches die vom Auftraggeber angegebene maximale
Bauzeit beinhaltet, 0 Punkte erhalten. Ein Angebot, welches die angegebene Bauzeit
um 20 % unterschreitet, soll 10 Punkte erhalten. Alle Angebote mit grélReren Bauzeit-
verkirzungen als 20 % erhalten demnach ebenfalls 10 Punkte. Die Punkteermittiung
fur dazwischen liegende Angebote soll dann Uber eine lineare Interpolation mit drei
Stellen nach dem Komma erfolgen.

Ein diesbezuglicher Bieter wirde im Auftragsfall einen vorher in den Verdingungsun-

terlagen festgeschriebenen Betrag pro Tag bei der Unterschreitung der vom Auftrag-
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geber vorgegebenen Einzelfristen erhalten. Nach den HVA B-StB soll die mogliche
Gesamtvergutung dieser Beschleunigungsvergltung auf 5 % der Abrechnungssum-
me begrenzt werden.

Die Stadt hat von der oben beschriebenen Maéglichkeit der Vereinbarung einer Be-

schleunigungsvergiitung nach HVA B-StB keinen Gebrauch gemacht.

Dem Landesrechnungshof erschliellt es sich nicht, wie in diesem Fall ein verkurzter
Bauablauf ein Wertungskriterium darstellt. Insbesondere dann, wenn auf die Zahiung
einer Beschleunigungsvergitung seitens des Auftraggebers verzichtet wird. Darliber
hinaus kammt in diesem Verfahren das Kriterium Bauablauf nur in Betracht, wenn der
Bieter neben dem Hauptangebot mit der vorgegebenen Bauzeit ein glitiges Neben-
angebot mit einer kiirzeren Bauzeit einreicht. Dies war in diesem Verfahren, bezogen
auf das Angebot des spéter bezuschlagten Bieters nach Auffassung des Landes-
rechnungshofes nicht der Fall.

Im Abschiussgesprédch hat die Stadt dargelegt, dass sie ihre Wertung in Uberein-
stimmung mit vergaberechtlichen Entscheidungen sehe. Im Nachgang hat sie den
Beschluss der 2. Vergabekammer des Bundes vom 14.01.2014 (VK 2 - 118/13) iber-
sandt, der ihre Auffassung stiitzen solie.

Der Landesrechnungshof héit diese Entscheidung nicht fir einschlagig. Sie betrifft ei-
nen Fall, in dem der Auftraggeber fir das Wertungskriterium , Technischer Wert“ die
Unterkriterien ,Bauverfahren® und ,Bauablauf® vorgegeben hatte. In der Anlage ,Ge-
wichtung der Wertungskriterien" hatte der Auftraggeber die Punktewertung des Krite-
riums Bauablauf auf Basis nachvollziehbarer Grundsatze vorgegeben. Der Bauab-
laufplan musste bestimmte Eigenschaften erflllen. Ein Abweichen von gesetzten
Terminen war jedenfalls nicht Gegenstand der Entscheidung.

Der Landesrechnungshof folgt daher der Auffassung der Stadt nicht.

Die AnBest-GK sind Bestandteil des 0.g. Zuwendungsbescheides. Demnach sind bei

der Vergabe der Auftrage die Vergabegrundsatze des Landes anzuwenden’.

Der Landesrechnungshof sieht die von der Stadt herangezogene Wertung der ver-
kirzten Bauzeit des obsiegenden Bieters als nicht mit den Ausschreibungsunterlagen
konform an. Da der obsiegende Bieter kein Hauptangebot mit der vom Auftraggeber
vorgegebenen Bauzeit als Hauptangebot abgegeben hat. Im Zuge der Abgabe eines

Hauptangebotes konnte somit das Kriterium Bauabiauf (verklrzte Bauzeit) nicht er-

© Vol § 32 Abs. 1, 2 GemHVO; § 29 Abs. 1, 2 GemHVO Doppik
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fullt werden. Das Kriterium Bauablauf (verkirzte Bauzeit) konnte ohne die Abgabe ei-
nes Nebenangebotes zu keinen unterschiedlichen Wertungspunkten der eingereich-
ten Angebote fuhren und erweist sich nach Auffassung des Landesrechnungshofes
als untauglich, da es ohne eine Beschleunigungsvergltung des Ausflhrenden eine
unwirtschaftliche Planung des Auftraggebers suggeriert, die in diesem Fall nicht for-
derfahig ware. Demnach kann nach Auffassung des Landesrechnungshofes als ein-
zig Obrig bleibendes Unterscheidungskriterium der Preis herangezogen werden. Der
Differenzbetrag zwischen dem preisglnstigsten Angebot vom Bieter Nr. 6 iH.v.
10.506.944,40 € und dem Angebot des beauftragten Bieters, Bieter Nr. 2 i.H.v.
10.521.405,29 € i.H.v. 14.460,89 € ware nach Auffassung des Landesrechnungsho-
fes von den zuwendungsfahigen Kosten abzusetzen, da das vom Zuwendungsemp-
fanger angesetzte Kriterium Bauablauf sich nicht auf die eingeforderten Hauptange-
bote der Bieter auswirkt und sich ohne vorgegebene Beschleunigungsvergiitung pro
Tag der Unterschreitung der vorgegebenen Einzelfristen des Auftraggebers als un-

wirtschaftliche Planung erweist.

Der Landesrechnungshof empfiehlt der Stadt, im Bedarfsfall auf die im HVA B
StB aufgezeigten Beschleunigungsregelungen zuriick zugreifen, sofern eine

diesbeziigliche Eigenfinanzierung abgesichert ist, oder darauf zu verzichten.

Das LVWA hat mit Schreiben vom 11.05.2012 gegenUber der Stadt die Auffassung
vertreten, dass Beschleunigungsleistungen fur die eigentliche verkehrsgerechte und
betriebssichere Ausflihrung des Bauvorhabens (forderfahige Leistung) nicht erforder-
lich und demnach nicht férderfahig sind.

Der Landesrechnungshof vertritt in diesem Zusammenhang eine andere Auffassung.
Nach Auffassung des Landesrechnungshofes muss auch eine Beschleunigungsleis-
tung forderfahig sein, wenn deren Wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist. Der Landes-
rechnungshof wird diese Auffassung gegenuber dem Ministerium fur Landesentwick-

lung und Verkehr in einer separaten Mitteilung vertreten.

Baubeginn im Los 3

Die Stadt hat die Baumalnahme Los 3 ,3.1 Strallen- und Briickenbau B 185; Bau-
werk (Bw) 11 und Umfahrung; 3.2 Leitungsumverlegung Ersatzneubau der Muldebri-
cke im Zuge der B185“ am 9.08.2012 erstmalig bekanntgemacht. In diesem Los 3
wurde ein Offenes Verfahren auf der Grundlage der VOB Teil A im Zuge eines EU-

weiten Vergabeverfahrens durchgefuhrt. Der Schlusstermin flir die Einreichung der



43

Angebote war mit dem 2.10.2012 festgelegt. Die Ausfuhrung der Leistungen war im
Zeitraum vom 4.02.2013 bis 28.11.2014 vorgesehen.

In der durch die Vergabekammer (Az. 2 VK LSA 23/13) angeordneten Wiederholung
des Vergabeverfahrens ab Versendung der Vergabeunterlagen hat die Stadt den Be-
ginn der Ausflihrung in den Besonderen Vertragsbedingungen auf den 9.04.2014 und
den spatesten Fertigstellungstermin auf den 12.05.2016 neu festgesetzt.

Der Submissionstermin war auf den 19.11.2013 festgesetzt. Aufgrund von einigen
Nachsendungen infolge u.a. von Rigen und Hinweisen der Bieter erfolgte eine

mehrmalige Verschiebung des Submissionstermins auf den 12.12.2013.

Die Zuschlagserteilung an das von der Stadt gemal Vergabevermerk vom
26.09.2013 ausgewiesene wirtschaftlichste Angebot erfolgte am 28.04.2014.

Im o.g. Zuschlagsschreiben wurden entgegen den Unterlagen der Angebotsabfrage
als Ausfuhrungsbeginn der 19.05.2014 und als Fertigstellungstermin der 14.05.2016
gegenuber dem Ausfuhrenden aufgefuhrt.

Die bezuschiagte Firma hat mit Schreiben vom 28.04.2014 (Eingang bei der Stadt am
29.04.2014) Mehrkosten infolge des verschobenen Baubeginns und des gegeniber
der Angebotsbildung vorgegebenen neuen AusfUhrungszeitraumes gegenuber der
Stadt geltend gemacht.

Mit Schreiben vom 30.04.2014 hat die Stadt dem Bieter mitgeteilt, dass die Zu-
schlagserteilung ohne Anderungen auf das Angebot vom 12.12.2013 erfolgt.

Die der Stadt vorgelegten Gutachten beinhalten zuséatzliche Forderungen in Folge der
vom Auftragnehmer nicht verschuldeten Bauzeitverschiebung von 350 Arbeitstagen
in Hohe von 940.870,34 € (=770.744, 12 €+170.126,12 €, Stand: 27.04.2016).

Nach Auffassung der gegenwdértigen Rechtsprechung erfolgt durch die Abanderung
z.B. von Ausfuhrungsfristen im Zuge der Zuschlagserteilung keine Annahme des
submittierten Angebotes durch den Auftraggeber, hier die Stadt.

Ein Zuschlag eines offentlichen Auftraggebers kann nur auf ein von einem Bieter ab-

gegebenes Angebot erteilt werden. Dies ist seitens der Stadt mit ihrem Zuschlags-
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schreiben vom 28.04.2014 gegeniber der Arbeitsgemeinschaft X nicht geschehen

und stellt einen Rechtsverstol seitens der Stadt dar.

Nach der gegenwdrtigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes steht der Ar-
beitsgemeinschaft X ein Mehrvergitungsanspruch in Anlehnung an die Grundsatze
des § 2 Abs. 5 VOB/B infolge einer durch verzogerte Vergabe verursachte Bauzeit-

verschiebung zu.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes sind diesbezlgliche Verzégerungen
von ca.18 Arbeitstagen allein durch mehrfache Nachsendungen zu den Verdingungs-
unterlagen, insbesondere hinsichtlich der mangelbehafteten Leistungsverzeichnisse,

durch das von der Stadt beauftragte Planungsbiro zu vertreten.

Der Landesrechnungshof empfiehlt der Stadt eine Priifung der Geltendma-
chung der ihr aus der verspéateten Zuschlagserteilung entstandenen finanziel-
len Nachteile gegeniiber dem mit der Erstellung der Leistungsverzeichnisse

des Loses 3 beauftragten Planungsbiiro.

Wiederholung Vergabeverfahren Los 3

Gemal Beschluss 2 VK LSA 43/12 der 2. Vergabekammer beim LVwA vom
25.04.2013 waren die Vergaben im Offenen Verfahren, welche europaweit auf der
Grundlage der Vergabe- und Vertragsordnung fur Bauleistungen — Teil A (VOB/A) in
den Losen 3.1 ,Strallen- und Brickenbau B185; Bauwerk (BW) 11 und Umfahrung”
sowie 3.2 Leitungsumverlegung” zur Realisierung des Ersatzneubaus der Muidebri-
cke im Zuge der B185" erfolgten, in den Stand ab Versendung der Vergabeunterla-

gen zurlck zu versetzen.

In der Begrindung fuhrt die Kammer u.a aus: ,Die Antragsgegnerinnen haben gegen
das Gebot des § 7 Abs. 1 Nr. 1 VOB/A verstofien, eine eindeutige und erschépfende

Leistungsbeschreibung zu erstellen. Vielmehr war diese objektiv betrachtet mehrdeu-
tig.“

Die Uberarbeitung der Leistungsphasen 6 (teilweise) und 7 und somit u.a. der Leis-
tungsverzeichnisse erfolgte gemall Auftragshnummer 46601014 vom 22.07.2014
durch die Planungsgemeinschaft A, welche bereits mit der Erstellung der durch das
Gericht bemangelten mehrdeutigen Leistungsbeschreibung durch die Stadt beauf-

tragt war.
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Die vorlaufige Auftragssumme belief sich demnach auf 38.181,70 € und bezieht sich
auf die HOAI 2009.

Die HOAI 2013 ist am 16.07.2013 im Bundesgesetzblatt 2013 (BGBI), Teil | S. 2276
veroffentlicht worden und trat am 17.07.2013 in Kraft.

Nach Auffassung der Vergabekammer handelte es sich um einen Versto? gegen die
Pflicht zur Erstellung einer eindeutigen und erschopfenden Leistungsbeschreibung.
Der Landesrechnungshof schlief3t sich dieser Auffassung an. Die Erbringung dieser
Leistung erfolgte auf der Grundlage der zwischen der Stadt und der Planungsge-
meinschaft A abgeschlossenen Planungsvertrage (IV 68/01/08 und IV 68/01/10) ein-
schlieflich der jeweiligen Erganzungen. Diese Leistungserbringung durch die Pla-
nungsgemeinschaft A war mit Verweis auf die Feststellungen der Vergabekammer
mangelbehaftet. Eine diesbezlgliche Mangelanzeige mit der Aufforderung zur Abstel-
lung und Uberarbeitung der entsprechenden Leistungsverzeichnisse durch den Auf-
traggeber Stadt erfolgte nicht. Stattdessen hat die Stadt zusatzliche Planungen in
Hohe von 38.181,70 € beauftragt, um die von der Vergabekammer gertgten Versts-

ie abzustellen.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes vergltet die Stadt ohne Anspruchs-
grundlage eine Mangelbeseitigung an die Planungsgemeinschaft A, welche durch die

Planungsgemeinschaft A selbst verursacht wurde.

Darliber hinaus weist der Landesrechnungshof darauf hin, dass zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses am 22./28.07.2014 die HOAI 2013 und die sich daraus ergebenen

Mindestsatze gultiges Preisrecht darstellten.

Der Landesrechnungshof halt es fiir unverzichtbar, dass die Stadt eine Scha-

dens- und Regresspriifung gegeniiber der Planungsgemeinschaft A durchfiihrt.
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410 Kampfmittelfreigabe
Die Bietergemeinschaft X wurde von der Stadt mit dem Los 3 ,Strafden- und Bri-
ckenbau B 185, Bauwerk 11 und Umfahrung, Leitungsverlegung” in Héhe von Brutto
10.521.405,29 € beauftragt.

Bestandteil des o0.g. Leistungsinhaltes waren u.a. laut den Ordnungszahlen
02.00.0001 bis 02.03.0009 Leistungen der Kampfmittelbeseitigung bzw. —rdumung.
Die Auftragssumme dieser Positionen belief sich auf (Netto) 21.721,44 €.

Im Zuge der Umsetzung des 0.g. Auftrages der Bietergemeinschaft zeigte sich, dass
die Kampfmittelfreigabe durch die im Leistungsverzeichnis beschriebenen Inhalte
nicht erreicht werden konnte. Die Arbeitsgemeinschaft X hat hierzu mit Datum vom
12.06.2014 ein Nachtragsangebot in Hohe von 862.329,07 € (brutto) eingereicht. Die
Stadt hatte insgesamt Ausgaben in Héhe von ca. 712 T€ fur das Erreichen der
Kampfmittelfreigabe zu verzeichnen. Laut der Gutachterlichen Stellungnahme zu
Verzdgerungen im Bauablauf vom 27.04. 2016 resultierte aus der verspéateten
Kampfmittelfreigabe eine Bauzeitverschiebung von 110 Arbeitstagen. Daraus resul-
tieren Mehrkosten i.H.v. ca. 220 T€. Somit sind der Stadt Ausgaben fur die Kampfmit-
telfreigabe und daraus resultierende bauzeitliche Verschiebungen in Héhe von nahe-

zu 1 Mio. € entstanden.

Laut Planfeststellungsbeschluss fur das Vorhaben ,Ersatzneubau der Brucke (BW
11} im Zuge der B 185" vom 25.05.2012 (Az.: 308.2.2-31027-F20.11) wurde im Punkt
3 ,Hinweise zur Kampfmittelbeseitigung”“ darauf hingewiesen, dass bei Vorliegen ei-
nes konkreten Baubeginntermins ein Antrag auf KampfmittelUberprifung bei der
Stadt zu stellen sei. Alternativ, so 0.g. Planfeststellungsbeschluss weiter, kann der
Vorhabentrager selbst und auf eigene Kosten eine private Kampfmittelraumfirma be-
auftragen. Auf den § 4 Satz 2 der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhtung von
Schaden durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) wurde hingewiesen.

Nach § 4 KampfM-GAVO vom 27.04.2005, die im Zeitraum der Ausschreibung Gul-
tigkeit hatte, obliegt das Sondieren, Freilegen, Sammeln, Lagern, Zwischenlagemn,
Beférdern und Vernichten von Kampfmitteln dem Kampfmittelbeseitigungsdienst im
Rahmen der Amtshilfe fur die zusténdigen Sicherheitsbehdrden. Laut § 8 der
KampfM-GAVO ist die kreisfreie Stadt Dessau’ fur die Aufgaben zustandig, die sich
aus der KampfM-GAVO ergeben.

7 jetzt Dessau-Roflau
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Der Landesrechnungshof kann nicht nachvollziehen, warum die Stadt als Vorhaben-
trager und zustandige Behorde nach KampfM-GAVO auf der Grundlage der 20%-
Bagatellregelung im Vorfeld der EU-weiten Ausschreibung der 0.g. BaumaRnahme
auf eine separate Ausschreibung der Leistungen zur Kampfmittelfreigabe der zu be-

bauenden Flachen verzichtet hat

Dartber hinaus ist es flir den Landesrechnungshof nicht nachvollziehbar, warum die
Stadt nicht aus dem Wissen und den Erfahrungen aus von ihr bereits durchgefuhrten
BaumaBnahmen, wie z.B. dem Neubau der Tiergartenbricke, geschopft und profitiert
hat. Nach Auffassung des Landesrechnungshofes waren weder die sich daraus er-
gebende Bauzeitverschiebung von 110 Arbeitstagen, noch die damit verbundenen
Mehrkosten notwendig. Auch die Tatsache, dass die Beauftragung der Leistungen
zur Erlangung der Kampfmittelfreigabe ohne wettbewerbliche Preisanfrage nur an ei-
nen Bieter erfolgte, zeugt nicht von einem sparsamen und wirtschaftlichen Handeln
der Stadt.

Der Landesrechnungshof bewertet das Handeln der Stadt im Zuge der Erlan-
gung der Kampfmittelfreigabe als nicht wirtschaftlich. Er empfiehlt bei kiinfti-
gen Vorhaben mehr von den Erfahrungen bisheriger MaBnahmen in die jeweili-
ge aktuelle Umsetzung einflieRen zu lassen.

Die Nutzung des Instruments des Projektmanagements als Grundlage fiir eine
effektive Projektsteuerung und ein effektives Projektcontrolling bei kiinftigen

Bauvorhaben kann dabei niitzlich sein (vgl. Pkt. 3.1 und 4.1).
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Fazit

Die Stadt Dessau-RofBlau fuhrte im Rahmen ihrer Zustandigkeit die Infrastrukturmaf-
nahme ,Ersatzneubau der Muldebriicke (Bw 11) im Zuge der B185" durch. Dieser war
erforderlich, da ein Schadensgutachten im Jahr 2005 einen ungentigenden Bauwerk-
zustand fur die Muldebricke feststelite. Die MaRnahme wird zu einem GroRteil aus
Fardermitteln des EntflG finanziert. Ein Bauprojekt dieses Umfangs ist dadurch ge-
kennzeichnet, dass es in einer Verwaltung mit der GréRe wie der der Stadt Dessau-
Rofdlau nicht haufig geplant und ausgefuhrt wird. Der Umfang des Bauprojektes hat
sich zudem tber die Jahre erweitert.

Der Landesrechnungshof stellte im Rahmen seiner Prifung erhebliche Méangel in der
Projektplanung insgesamt fest. Dies schlie3t eine unzureichende Vorbereitung durch
die Stadt sowie bei der Erstellung der Ausschreibungs- und Leistungsanforderungen
des (beauftragten) ausflhrenden Planungsunternehmens mit ein. Darlber hinaus
mangelte es an einem dem Investitionsumfang angemessenem Projektmanagement.
Die Defizite hatten zur Folge, dass im Vorfeld nicht im Rahmen der Projektplanung
dargestellte Finanzierungs- und Planungsrisiken zu massiven Kostensteigerungen
fuhrten. Méngel in der Ausschreibung und der Vergabe von Leistungen sowie Verzo-
gerungen im Bauablauf waren einige der Hauptursachen dafiir. Die Kostensteigerun-
gen haben erhebliche Auswirkungen fir den stadtischen Haushalt sowie den verflg-
baren Bestand an Fdrdermitteln gema EntflG zur Finanzierung von kommunalen Inf-
rastrukiurvorhaben im Land Sachsen-Anhalt.

Aufgrund der Prifungsergebnisse hélt es der Landesrechnungshof daher fur erforder-
lich, dass die Stadt Dessau-RoRlau fir zuklnftige Bauvorhaben dieser Gréenord-
nung eine verbesserte Bedarfs- und Projektplanung sowie ein verbessertes Projekt-
management umsetzt. Hierbei sind wesentliche Planungs- und Finanzierungsrisiken

einzubeziehen und nachvollziehbar fir Entscheidungstrager darzustellen.
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